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    Franz Walter, geboren 1956, lehrt Politikwissenschaft an der Universität Göttingen und ist Direktor des Göttinger Instituts für Demokratieforschung. Stephan Klecha, geboren 1978, und Alexander Hensel, geboren 1983, arbeiten dort als Politikwissenschaftler und forschen seit geraumer Zeit zur Piratenpartei.

  


  
    Alexander Hensel/Stephan Klecha/Franz Walter


    Meuterei auf der Deutschland


    Ziele und Chancen der Piratenpartei


    Suhrkamp

  


  
    


    Umschlagfoto: picture alliance/dpa


    [image: Logo_BrennerStiftung_SW_Quadrat.jpg]


    Dieser Band der Reihe edition suhrkamp digital basiert auf einem von der Otto Brenner Stiftung (www.otto-brenner-stiftung.de) initiierten und gemeinsam mit der Hans-Böckler-Stiftung geförderten Forschungsprojekt. Dessen Ergebnisse erscheinen im Frühjahr 2013 als Arbeitsheft der Otto Brenner Stiftung (mehr Informationen dann auch unter: www.piraten-studie.de).


    eBook Suhrkamp Verlag Berlin 2012


    Originalausgabe


    © Suhrkamp Verlag Berlin 2012


    Alle Rechte vorbehalten, insbesondere das der Übersetzung, des öffentlichen Vortrags sowie der Übertragung durch Rundfunk und Fernsehen, auch einzelner Teile.


    Kein Teil des Werkes darf in irgendeiner Form (durch Fotografie, Mikrofilm oder andere Verfahren) ohne schriftliche Genehmigung des Verlages reproduziert oder unter Verwendung elektronischer Systeme verarbeitet, vervielfältigt oder verbreitet werden.


    Umschlag gestaltet nach einem Konzept von Willy Fleckhaus: Bureau Johannes Erler


    eISBN 978-3-518-73725-5


    www.suhrkamp.de

  


  
    Inhalt


    1. Einleitung


    2. Wurzeln und Entwicklung der Piraten


    2.1 Gründungsmythos: Schwedische Freibeuter


    2.2 Vom kruden zum attraktiven Außenseiter: Die deutsche Piratenpartei


    3 Der Hype: Der Berliner Siegeszug hinterlässt Spuren


    3.1 Wie funktioniert Führung bei den Piraten?


    3.2 Wirklich kein Programm?


    3.3 Wer sind die Mitglieder?


    3.4 Wie finanziert sich die Partei?


    4. Wenn der Rauch sich verzieht


    4.1 Der neue Populismus?


    4.2 Partizipation als Schlüssel


    4.3 Erkennbare Schwierigkeiten


    5. Fazit


    Literatur

  


  1. Einleitung


  Eigenartige Gestalten mischen die politische Landschaft auf. Bei Landtagswahlen verhindern sie zuvor sicher geglaubte klare Mehrheiten für das Regierungs- wie das Oppositionslager im Bundestag. Ihre Positionen wirken merkwürdig naiv. Ihre Themen ungewohnt. Sie rütteln am Konsens zwischen den etablierten Parteien. Sie haben einen spielerischen Zugang zur Politik. Parteitage gleiten in endlose Geschäftsordnungsdebatten ab und wirken auf Außenstehende chaotisch. Wähler und Mitglieder scheinen auffallend jung. Auch habituell unterscheiden sie sich von den alten Berufspolitikern: Turnschuhe, Latzhosen, lange Haare und Bärte, flegelhaftes Auftreten in Talkshows und Parlamenten. Die Neuen sind anders, bisweilen sonderbar, aber genau das macht sie interessant. Ein Teil der Medien sympathisiert offen mit ihnen, wenngleich die eine oder andere Personalie einen üblen Beigeschmack hat. Schließlich finden sich in den Lebensläufen einiger Repräsentanten braune Sprenkel.


  Nein, die Rede ist hier nicht von den Piraten, sondern von den Grünen, die sich 1980 als Bundespartei konstituiert haben. In der Tat: Auf den ersten Blick lässt sich die Ähnlichkeit zwischen den Parteien schwerlich leugnen. Und genau deshalb fallen die politischen Bewertungen des Phänomens noch recht entspannt aus. Vieles wirkt intuitiv wie vor drei Dekaden, eine vergleichbare Entwicklung scheint realistisch und absehbar. Ein neues Thema (in diesem Fall der Umgang mit den Folgen der digitalen Revolution) steht wie damals der Umweltschutz plötzlich auf der Agenda. Eine junge Partei eignet sich die Materie an. Sie etabliert sich, muss lernen, das Säurebad der Macht auszuhalten, sich konsolidieren und irgendwann auch mit Rückschlägen umgehen.


  All diese wohlfeilen Analogien enden dann aber doch recht schnell. Nicht wenige Beobachter halten die Piraten im Vergleich zu den Grünen für überschätzt. Ihre zentralen Anliegen – Freiheit im Internet, Transparenz politischer Entscheidungsverfahren, unmittelbare Mitwirkung der Bürger – sind aus Sicht der Skeptiker beileibe nicht so elementar wie seinerzeit die Themen Frieden und Umwelt. Zudem wurzelten die Grünen auf einem breiten, über eine Dekade hinweg gewachsenen gesellschaftlichen Vorfeld aus Subkulturen, politischen Initiativen und sozialen Bewegungen. Das alternative Milieu der frühen achtziger Jahre, die Frauen- und Schwulenbewegung, Ökoprojekte, Kommunen, Kinderläden, Anwaltskollektive, Bioläden, Hausbesetzer und alternative Zeitungen waren der Humus, auf dem die junge Partei gedeihen konnte (Rucht 2010, S. 76 ff.). Mit der Anti-Atomkraft- und Friedensbewegung gab es zwei massenwirksame Kristallisationspunkte, von denen man profitieren konnte. Die Piraten dagegen wirken zunächst wie ein fades Projekt der Postmoderne. Gegen die giftige Wolke über Seveso oder die Bilder einer atomaren Apokalypse wirkt die Kritik an Netzsperren gegen Kinderpornografie viel zu begrenzt, kleinteilig und technisch. Die Datenschutzaktivisten vertreten zweifelsohne ehrbare Werte, die Bedrohung durch staatliche Übergriffe dünkt dem Gros der Bürger dann allerdings doch eher abstrakt.


  Die Zweifel an der dauerhaften Etablierung der Partei bleiben, zumal das Wählerverhalten zunehmend volatil geworden ist. SPD und CDU/CSU bewegen sich bei Wahlen gegenwärtig 10 bis 15 Prozentpunkte unterhalb des Niveaus, das sie von circa 1960 bis 2002 beständig erreichten. Legt man nicht den Anteil, sondern die absolute Stimmenzahl zugrunde, ist der Niedergang noch weitaus dramatischer: Rund 25 Millionen Stimmen konnten die Volksparteien SPD, CDU und CSU bei der Bundestagswahl 2009 auf sich vereinen, das sind über neun Millionen weniger als sie 1972 und 1976 erzielten – und das seinerzeit nur in Westdeutschland. Die Profiteure dieser Entwicklung finden sich vielerorts. Die Grünen konnten sich ein beachtliches Wählerspektrum sichern. Die Linke, die nach wie vor auf eine spezifische Klientel in Ostdeutschland zählen kann, hat im Zuge ihrer zwischenzeitlich erfolgreichen Westausdehnung einen Teil der SPD-Wähler fortgelockt. Ende der nuller Jahre profitierte insbesondere die FDP von der Beweglichkeit im bürgerlichen Milieu. Schließlich wuchs auch der Anteil der Nichtwähler an.


  Nun haben sich also die Piraten einen Teil des Kuchens gegriffen, doch die Ausschläge, die alle Parteien bei Wahlen erleben, sind immens groß. Totgesagte Parteien wie die FDP schaffen ein Comeback, scheinbar bereits etablierte wie die Linke im Westen erleiden Rückschläge. Ehemals hegemonial auftrumpfende Parteien wie die CDU in Baden-Württemberg werden von der Macht verdrängt, zur Erfolglosigkeit verdammte wie die CDU in Berlin übernehmen überraschend Regierungsverantwortung. Die Berechenbarkeit von ehedem ist passé. Wer angesichts grandioser Umfragewerte dann wie die Grünen oder die FDP von eigenen Kanzlerkandidaten träumt oder diese gar kürt, kann jäh aus seinen Blütenträumen gerissen werden.


  Tatsächlich wechseln parteipolitische Moden, verändern sich Wählerpräferenzen rekordverdächtig schnell. Möglicherweise spiegelt sich dabei in der Politik etwas, das wir auch in der Gesellschaft vielfältig erleben: Soziale Bindungen lockern sich, werden unverbindlich, variabel und individualisiert. Der Wähler wird im wahrsten Sinne des Wortes wählerisch und übernimmt im Politischen die täglich trainierte Rolle des Konsumenten, der ebenfalls nach Tagesgeschmack oder Wochenangebot entscheidet. Er will sich nicht vorschreiben lassen, welche sozialen Verpflichtungen er einzugehen hat. Anstatt Mitglied im Sportverein zu werden, in dem seit Generationen die ganze Familie aktiv ist, geht er ins Fitnessstudio. Statt sich von den Gewerkschaften oder dem Mieterschutzbund die Interessen vertreten zu lassen, schließt er eine Rechtschutzversicherung ab. Die kulturellen Präferenzen im Fernsehen, im Theater oder im Radio sind keineswegs mehr festgefügt. Es steht eine Vielfalt an medialen Angeboten zur Verfügung, unzählige Fernsehsender, Lifestyle-Magazine und das Internet haben den Medienkonsum radikal verändert.


  Zugleich entstehen neue Formen der Gemeinschaft: Die Fußballstadien sind am Wochenende so voll wie nie zuvor. Bei Welt- und Europameisterschaften ist das gemeinschaftliche Public Viewing weitverbreitet, obwohl man bequem im eigenen Wohnzimmer mit bester Sicht auf den Flachbildfernseher die Spiele verfolgen könnte. Die Sehnsucht nach Gemeinschaftlichkeit findet ihren Ausdruck auch in medialen Großinszenierungen wie dem Eurovision Song Contest, der Jahr für Jahr ein Millionenpublikum vor die Mattscheibe und zu großen Partys lockt. Das neue Gemeinschaftsgefühl ist dabei keineswegs immer unpolitisch. An Online-Petitionen beteiligen sich Hunderttausende Bürger, Demonstrationen gegen randständig erscheinende Themen wie das Handelsabkommen ACTA erreichen ebenso beachtliche Teilnehmerzahlen wie die eigentlich längst totgesagte Friedensbewegung im Vorfeld des Irakkriegs.


  Allerdings vollzieht sich dieser Wunsch nach Gemeinschaftlichkeit weniger in den tradierten Organisationsstrukturen, sondern in veränderter, flexibler und unverbindlicher Form. Nicht erst seit dem Arabischem Frühling wird über das politische Potenzial des Internets nachgedacht. Tatsächlich sind soziale Medien wie Facebook oder Informationsquellen wie Wikipedia aus dem Alltag vieler Menschen kaum mehr wegzudenken. Vor diesem Hintergrund ergibt sich im Hinblick auf die Piraten ganz zwangsläufig die Frage, ob ihre jüngsten Wahlerfolge wirklich nur eine Laune der Wähler waren oder ob es sich nicht doch um die Folge eines tiefgreifenden Wandels von Lebensformen und Mentalitäten handelt. Den gleichzeitigen Einzug in vier Landtage haben in den vergangenen 40 Jahren schließlich nur die derzeit im Bundestag vertretenen Parteien geschafft. Es könnte durchaus sein, dass wir tatsächlich das Entstehen einer neuen politischen Kraft erleben.


  Im Rahmen eines Forschungsprojekts vermessen wir gegenwärtig die Piratenpartei, untersuchen ihre Arbeitsweisen, vollziehen ihre programmatischen und strategischen Entscheidungen nach. Auf einen elaborierten Forschungsstand können wir uns dabei bislang noch nicht stützen, wohl aber auf umfangreiches empirisches Material. So greifen wir auf die umfassende Dokumentation der Partei selbst zurück. Ihre innerparteiliche Kommunikation legen die Piraten in Wikis, Foren, auf Mailinglisten, bei Twitter oder in Live-Streams zu einem großen Teil offen. Zudem beobachten wir Treffen und Parteitage und sprechen mit Vertretern der verschiedensten Ebenen. Aus all dem haben wir uns ein erstes Bild einer Partei angefertigt, das nach wie vor etwas amorph bleibt und einige Paradoxien offenbart: Wir haben es mit einer Parteistruktur zu tun, die eigentlich nicht den Anforderungen gerecht wird, um sich im Parteispektrum zu etablieren. Aufbau und finanzielle Ausstattung entsprechen der Struktur einer Klein-, wenn nicht gar Kleinstpartei. Das schubhafte Wachstum könnte erhebliche innerparteiliche Konflikte nach sich ziehen. Die Wähler schließlich unterstützen die Piraten mehrheitlich nicht wegen ihres Programms, sondern in erster Linie aus Enttäuschung über die etablierten Parteien. Dabei scheinen sie auf die Piraten allerlei Erwartungen zu projizieren, welche die junge Partei realistischerweise kaum erfüllen kann. Gleichwohl entsteht der Eindruck, dass die Piraten mit ihren Unzulänglichkeiten bislang ganz gut zurechtkommen und Schwächen durch ihre unkonventionelle politische Kultur und Organisation kompensieren können. Auf die Neuwahlentscheidungen im Saarland und in Nordrhein-Westfalen haben die örtlichen Parteiführungen mit einer beeindruckenden Mischung aus Cleverness, Unprofessionalität und Improvisationstalent reagiert. Zudem ist es den Piraten bislang in den Landtagswahlkämpfen und ihren sonstigen Medienauftritten gelungen, sich auf bemerkenswerte Weise auf dem Wählermarkt anzubieten. Ihre Führungspersonen wirken geradezu abgeklärt, und dennoch vermitteln sie keineswegs den Eindruck, sie seien »alte Hasen«. Sie kokettieren vielmehr erfolgreich mit einem spielerischen Dilettantismus, thematisieren offen eigene Fehler und Unvollkommenheiten. In Teilen erwecken sie den Eindruck, jene Anti-Parteien-Partei zu sein, als die sich vor 30 Jahren die Grünen präsentierten. Der Vergleich mit den Grünen begegnet uns also in schöner Regelmäßigkeit. Wir werden ihn im Folgenden daher immer wieder aufgreifen.


  2. Wurzeln und Entwicklung der Piraten


  Will man den Höhenflug und die ungewöhnliche Kultur der deutschen Piraten verstehen, lohnt sich ein Blick auf deren Entstehung und bisherige Genese. Legt man die Mitglieder- und Organisationsentwicklung zugrunde, lassen sich in ihrer noch jungen Geschichte vier Phasen ausmachen: die eher sachte Frühentwicklung von der Gründung im September 2006 bis zum Frühjahr 2009; eine Phase des rasanten Wachstums, die im Frühsommer 2009 begann und bis kurz nach der Bundestagswahl andauerte; eine Zeit der Stagnation und Konsolidierung zwischen Herbst 2009 und Sommer 2011; und schließlich jene Phase des beschleunigten Wachstums, das seit der Berlin-Wahl im September 2011 anhält (Bieber 2012, S. 33 f.).


  Ebenso interessant wie die ungewöhnliche Entwicklung ist die Herkunft der Piraten. Es handelt sich um eine genuine Neugründung, die den bis dato vom westeuropäischen Parteiensystem nicht oder nicht ausreichend repräsentierten Konflikt um die Folgen der digitalen Revolution aufgegriffen hat. Unabhängig von seiner langfristigen Tragweite stellt er den Ausgangspunkt dar für die grundlegende Agenda, für die Bindung der Kernklientel und die spezifische symbolische Kultur der Partei (Zolleis/Prokopf/Strauch 2010, S. 7 f.). Versucht man, die frühen Piraten mittels eines Konfliktmodells zu ergründen, geraten zwei zentrale Konstellationen ins Visier (Dobusch/Gollatz 2012): Erstens die durch die Expansion des Internets aufgeworfene Auseinandersetzung um den Gebrauch und die Regulierung von Informationen, Wissen und Kultur im digitalen Zeitalter, bei der es vor allem um die Ausgestaltung eines modernen Urheberrechtes geht; zweitens der Konflikt um die fortschreitende Einschränkung von Bürgerrechten im Rahmen der Anti-Terror-Gesetzgebung (Schulzki-Haddouti 2003), der sich auf verschiedene staatliche Überwachungs- und Regulierungsmöglichkeiten bezieht und sich vor allem an der Frage der Vorratsdatenspeicherung entzündet hat.


  Dabei waren die Piraten keineswegs der erste politische Akteur, der diese Themen artikuliert hat. Vielmehr knüpften sie an verschiedene transnational agierende soziale Bewegungen an (Dobusch/Quack 2011, S. 26 ff.). So wird etwa bereits seit den neunziger Jahren unter dem Stichwort der Wissensallmende eine profilierte, wenngleich sehr akademische Diskussion über die Idee und Praxis immaterieller Gemeingüter geführt. Und auch das Thema digitale Bürgerrechte hat in Deutschland seit der resonanzkräftigen Kampagne gegen die Volkszählung in den achtziger Jahren eine Vorgeschichte. Daneben gab und gibt es spezifische Bewegungsansätze innerhalb der Netzkultur, man denke allein an die Hackerbewegung, die immer wieder auf die Potenziale, aber auch auf die mit den neuen Kommunikationstechnologien verbundenen Probleme hingewiesen hat.


  Diese historischen Wurzeln schlagen sich bei den Piraten programmatisch und kulturell nieder. Nicht nur im Wertehorizont, auch im Alltag der Partei finden sich mannigfaltige Referenzen an das Hackermilieu und die Bürgerrechtsbewegung: Der technisch fundierte Optimismus der Selbstermächtigung, die aus der Internetkultur stammende Mischung aus radikalem Individualismus und vernetztem Kollektivismus sowie eine ausgeprägte Empathie gegenüber dem Grundgesetz sind Teil dieses Selbstverständnisses. Auch die ungewöhnliche Organisationsform und -praxis der Piraten muss in diesem Kontext gesehen werden. Die deutschen Piraten sind also weder aus dem Nichts entstanden noch eine bloße Kopie der schwedischen Mutterpartei, deren Geschichte im Folgenden kurz umrissen werden soll.


  2.1 Gründungsmythos: Schwedische Freibeuter


  Sie waren die Pioniere, sie wurden zum europäischen Vorbild: die Piraten in Schweden, die 2009 mit sieben Prozent ins Europaparlament einzogen. Der riesige Medienrummel in Stockholm schwappte in den folgenden Tagen, wenngleich gedämpft, auch nach Deutschland über. Die schwedische Piratenpartei gründete sich im Januar 2006 im Zuge des im Land schon seit der Jahrtausendwende virulenten Konflikts um das sogenannte Filesharing. Gemeint ist damit der Austausch oftmals urheberrechtlich geschützter immaterieller Güter wie Musik- und Videodateien. In der besonders webaffinen schwedischen Bevölkerung standen sich früher als im übrigen Europa Verwerter und Teile der sich kriminalisiert fühlenden, vor allem jüngeren Bevölkerung gegenüber (Bartels 2009, S. 28 ff.; Strippel 2010). Um das »Raubkopieren« bekämpfen zu können, gründeten mehrere Unterhaltungskonzerne 2001 das »Antipirateriebüro«, das relativ rasch erste Erfolge erzielte: 2005 wurde in Schweden ein verschärftes Urheberrecht verabschiedet, das die Interessen der Verwerter stärkte, da zum Beispiel nicht nur das Herunter-, sondern auch das Hinaufladen urheberrechtlich geschützter Daten als Straftat deklariert wurde. Hinzu kam eine EU-Richtlinie zur Vorratsdatenspeicherung, die es unter anderem ermöglicht, illegale Filesharer eindeutig zu identifizieren (Gürbüz 2011, S. 21).


  Als Reaktion auf diese Entwicklung entstand 2003 das »Piratenbüro« (Piratbyrån) als eher loser Diskussionszusammenhang. Aus diesem heraus gründete der IT-Unternehmer Rickard Falkvinge dann Anfang 2006 die Piratenpartei (ebd., S. 21 ff.). Sie verknüpfte in ihrem Programm bürgerrechtliche Anliegen mit dem Ziel des freien und offenen Austauschs von Wissen und Kultur sowie dem konkreten Vorhaben einer Reform des geltenden Urheberrechts. Im Vorfeld der Parlamentswahlen 2006 erhielt die Partei verstärkte Medienaufmerksamkeit, nachdem das rabiate Vorgehen der Strafverfolgungsbehörden gegen die überaus populäre Filesharing-Plattform The Pirate Bay publik geworden und es in mehreren schwedischen Städten zu kleineren Demonstrationen gekommen war (Zolleis/Prokopf/Strauch 2010, S. 8). Diese Auseinandersetzung nutzte Parteigründer Falkvinge erfolgreich, um den für viele Schweden lebensweltlich relevanten Konflikt um das Filesharing ideologisch und theoretisch zu unterfüttern (Lönegård 2009). Er stilisierte ihn zu einem Kulturkampf zwischen dem alten und dem neuen Modell der gesellschaftlichen Kommunikation, wodurch er eine Art Gründungserzählung der Piraten etablierte (Neumann 2011, S. 29 f.).


  Rickard Falkvinge, der eigentlich Dick Greger Augustsson heißt, wurde 1972 in Göteborg geboren und absolvierte ein naturwissenschaftliches Gymnasium mit exzellenten Noten. In dieser Zeit trat er, der attraktiven Freizeitangebote wegen, der Jugendorganisation der konservativ-bürgerlichen Moderaten (Moderat skolungdom) bei und gründete ein eigenes IT- Unternehmen (Infoteknik). Später begann Falkvinge ein Studium der technischen Physik, kehrte der Universität jedoch frühzeitig ohne Abschluss den Rücken. Nachdem er auch sein Unternehmen veräußert hatte, verdiente er als Projektleiter und Programmierer bei kleineren IT-Unternehmen und bei Microsoft seinen Lebensunterhalt. Falkvinge stellt auch als Politiker gern heraus, dass er die Branche bestens kennt und dass er aus diesem Grund gegen eine Urheberrechts- und Patentmonopolisierung in der Branche kämpft. Er charakterisiert Computer gerne als Freiheitsbringer, die keiner Zensur und keiner Begrenzung unterliegen. Der Freiheitsdrang scheint ein besonderes Elixier in seinem Leben zu sein. So nannte er sich nach eigenem Bekunden in Rickard Falkvinge um, weil der eigentümliche Name etwas über seine individuellen Eigenschaften aussagen sollte. Falkvinge, übersetzt Falkenflügel, gefiel ihm, da er selbst ebenfalls die Vogelperspektive einnehme und ihm der Freiheitsdrang dieser Tiere imponiere.


  In einem Interview bezeichnete er sich als Ultrakapitalist, der zugleich für eine Art digitalen Web-Kommunismus sei, an dem nach Möglichkeit und Bedarf jeder teilnehmen können soll. Er polemisierte gegen die Einteilung der politischen Landschaft in links und rechts, vielmehr ginge es einzig um die Rechte der Staatsbürger: Die persönliche Integrität sei ihm »wichtiger als Gesundheits- und Schulpolitik, Pflege, Kernkraft und Verteidigungspolitik und die andere Scheiße, über die schon 40 Jahre geredet wurde« (Lönegård 2009). Für den Blogger und Historiker Rasmus Fleischer, einen der Gründer der Plattform The Pirate Bay, ist Falkvinge ein Unikat, der sich und die Piraten auf derselben Ebene wie die Arbeiter-, Umwelt- oder Schwulenbewegung ansiedele (ebd. 2009). Generell wird man den Eindruck nicht los, dass Falkvinge einen moralischen Kreuzzug gegen das Establishment führt, dem er unterstellt, es enge die Freiheit ein, die durch die Digitalisierung eigentlich wachse.


  Nachdem im Februar 2009 der Prozess gegen die Betreiber von The Pirate Bay eröffnet worden war und der schwedische Reichstag die EU-Richtlinie zur Vereinfachung der Verfolgung von Urheberrechtsverstößen in schwedisches Recht umzusetzen begann, erreichte die Piratenpartei eine erhöhte öffentliche Aufmerksamkeit (Gürbüz 2011, S. 24 f.). Im Zuge dessen stieg ihre Mitgliederzahl sprunghaft an und erreichte auf dem Höhepunkt der Piratenwelle im August 2009 etwa 50 000; seither hat die Partei allerdings kontinuierlich an Mitgliedern verloren, mit etwa 8 000 liegt die Mitgliederzahl heute ungefähr auf dem Niveau der schwedischen Linkspartei (Holmgren 2009). Insgesamt scheint die Mitgliedschaft in der Piratenpartei evident auf politischen und gesellschaftlichen Entwicklungen im Medienbereich zu beruhen.


  Betrachtet man die Altersstruktur der Mitglieder, fällt auf, dass die Gruppe der 18- bis 29-Jährigen eindeutig dominiert und das jugendliche Bild der Partei prägt. Die Piratenpartei ist damit eindeutig die jüngste Partei Schwedens und hat in der entsprechenden Kohorte weitaus mehr Mitglieder als ihre Konkurrentinnen. Bei der Geschlechterstruktur sticht ein markanter gender gap ins Auge: In allen Altersgruppen ist nur ein Bruchteil der Mitglieder weiblich. Auch die Piraten-Wähler bei der Europawahl 2009 waren überwiegend männlich und juvenil: Zwölf Prozent der Männer, aber nur vier Prozent der Frauen votierten für die Piraten. In der Gruppe der Wähler unter 21 Jahren erzielten sie 24 Prozent, bei den 22- bis 30-Jährigen waren es immerhin 17. Sie waren damit die stärkste Partei bei Jung- und Erstwählern und ließen Moderate und Sozialdemokraten hinter sich (Oscarsson/Persson 2009). Bei Umfragen gaben 24 Prozent der Piraten-Anhänger an, ihr Vertrauen in schwedische Politiker sei sehr gering. 14 Prozent von ihnen hatten zuvor die rechtskonservativen Schwedendemokraten favorisiert. Gleichwohl verdankten sie diese Ergebnisse auch den besonderen Umständen einer Europawahl, denn nur drei Prozent der Befragten gaben an, sie hätten die Piraten zu diesem Zeitpunkt auch bei Reichstagswahlen gewählt.


  Im Links-Mitte-Rechts-Spektrum waren und sind die Wähler der schwedischen Piraten relativ breit gestreut, die Partei zieht Unzufriedene aus allen Lagern an. Sie versteht sich selbst dabei jedoch nicht als klassische Protestpartei (Erlingsson/Persson 2010). Ihre Anhänger geben sich weniger protestaffin, sondern sind an präzisen, konstruktiven Lösungen interessiert. Bezeichnenderweise waren es weniger die jungen Männer mit niedrigem Bildungsgrad aus den altindustriellen Hafenstädten im Süden, die überdurchschnittlich häufig für die Partei stimmten, sondern vor allem junge Absolventen technischer und naturwissenschaftlicher Studiengänge, die in entsprechenden Branchen arbeiten und in arrivierten urbanen Revieren leben.


  Die Politikwissenschaftler Marie Demker und Ulf Bjereld haben in Kampen om kunskapen (Der Kampf um das Wissen) dargestellt, wie in entwickelten Informationsgesellschaften neue Konfliktlinien entstehen, wenn der freie Zugang zu Wissen, Informationen und Medien immer mehr an Bedeutung gewinnt, dabei allerdings von Monopolisten oder staatlichen Autoritäten blockiert oder nur zu hohen Kosten gewährt wird (Bjereld/Demker 2008). Themen wie Internethandel, Tauschbörsen, Terrorüberwachung und Datenschutz, aber auch die Selbstzensur von Google in China sind damit eng verknüpft. Ausgehend von der Cleavage-Theorie von Rokkan und Lipset, wonach sich das Parteiensystem entlang grundlegender dauerhafter Konfliktlinien wie Arbeit und Kapital, Zentrum und Peripherie oder Kirche und Staat strukturiert (Lipset/Rokkan 1967), hat Demker nach der nationalen und der industriellen Revolution mit der kommunikativen Revolution eine neue, zentrale Umwälzung identifiziert, welche die Bevölkerung politisch mobilisiere und sich nun auch in der Parteienlandschaft niederschlage (Demker 2010, S. 150 f.). Diese kommunikative Revolution hat, so Demker, zwei Hauptkonfliktlinien oder cleavages aufbrechen lassen: Zum einen würden sich Akteure gegen die »Vermarktlichung« des Wissens wehren und Informationen und immaterielle Güter als gemeinschaftliche Ressource für sich reklamieren; zum anderen gebe es nun Konflikte zwischen Netzwerken, die transnational agieren, und territorial begrenzten Nationalstaaten. Die kommunikative Revolution führe zu einer deutlichen Schwächung der nationalstaatlichen Kontrolle und limitiere die nationale Souveränität und Autorität. Aus dieser Perspektive wären die Piraten tatsächlich eine avantgardistische Partei, eine erste Reaktion auf den digitalen Umbruch der kommunikativen Revolution.


  Tatsächlich hat die schwedische Piratenpartei in den letzten Jahren jedoch eklatant an Elan und Schwung eingebüßt, schon bei der Reichstagswahl im Jahr 2010 konnte sie nur noch magere 0,65 Prozent einfahren. Allein die hohe Wahlbeteiligung hat die Piraten wieder nach unten gedrückt: Während bei der Europawahl 2009 lediglich 45 Prozent der Schweden abgestimmt hatten, waren es 2010 84 Prozent.


  Stärker noch als die Urnengänge in den Jahren zuvor war die Parlamentswahl 2010 vom polarisierten Wettstreit zwischen dem linken und dem bürgerlichen Lager geprägt (Gmeiner 2011). Kleine Alternativparteien pflegen in solchen Konstellationen buchstäblich zwischen die Fronten zu geraten, da sie der Blocklogik nichts entgegenzusetzen haben und in der Berichterstattung weniger Beachtung finden (Lönegård 2011). Zudem gelang es mit den rechtspopulistischen Schwedendemokraten nun einer Konkurrentin, sich als alternative Protestpartei in Stellung zu bringen. Wähler aus dem linken Spektrum, die prinzipiell durchaus Sympathien für die Piraten hegten, votierten angesichts der bipolaren Lagerbildung letztlich doch für eine Partei aus dem explizit linken Block. Zudem waren die Grünen in der Lage, libertäre und postmaterialistische Themen aufzugreifen und thematisch zuzuspitzen. Der überdurchschnittliche Erfolg der Grünen bei jungen, großstädtischen und formal hochgebildeten Wählern legt diesen Schluss zumindest nahe. Die Grünen verbuchten vor allem in Universitätsstädten und den hippen Stadtteilen von Göteborg und Stockholm hohe Zuwächse, welche der Hausse der Piraten ein Ende setzten.


  2.2 Vom kruden zum attraktiven Außenseiter: Die deutsche Piratenpartei


  Die deutschen Piraten gründeten sich rund neun Monate nach der schwedischen Mutter als dritte europäische Piratenpartei (seit Juli 2006 gibt es die Piraten in Österreich). Das schwedische Vorbild stiftete für die Ableger den Namen sowie zentrale programmatische und ideologische Fragmente und aktivierte, ja inspirierte mit seinem Erfolg die deutschen Piraten zu ihrem konkreten Vorhaben.


  Als primäre inhaltliche Ziele beschrieb die Piratenpartei im September 2006 die Freiheit des Wissens und der Kultur, die Wahrung der Privatsphäre, den Leitsatz eines gläsernen Staates statt gläserner Bürger sowie die Transparenz politischer Prozesse und der Verwaltung (Piratenpartei Deutschland 2006). Folgt man den Mitgliedern des ersten Vorstands, waren es vor allem die schwelenden Konflikte um digitale Bürgerrechte und die Reform des Urheberrechts, welche sie zur Parteigründung motivierten. Zuvor hatten bereits kleinere Initiativen versucht, die in den Jahren 2005 und 2006 im Europäischen Parlament geführten Debatten über das Urheberrecht zu beeinflussen, konnten dabei aber kaum Erfolge verbuchen. Viele deutsche Aktivisten waren von den Nachrichten aus Schweden daher elektrisiert. Nicht nur weil die Themen der dortigen Piratenpartei praktisch deckungsgleich mit den eigenen Anliegen waren, sondern auch weil deren unkonventionelle Organisationsform genau dem Sein und Bewusstsein der digitalen Flaneure entsprach.


  Das wichtigste persönliche Motiv der Parteigründer war jedoch ein über die Jahre gewachsener politischer Überdruss. Die meisten von ihnen hatten sich schon länger in privaten und beruflichen Kontexten für Computertechnik, Internetkultur und deren politische Implikationen interessiert. Auf der Grundlage ihrer fachlichen Expertise hatten sie sich über die oftmals krude und inkompetent wirkende Gesetzgebung in den Bereichen Netzpolitik und Urheberrecht – je nach Temperament – mokiert oder echauffiert; außerdem waren sie angesichts der Auswirkungen der Sicherheitsgesetzgebung auf die Infrastruktur des Internets beunruhigt. In dieser Situation genügte der Impuls der Gründung der schwedischen Piratenpartei, um sich hierzulande politisch in Bewegung zu setzen. Viele der frühen Piraten verstanden ihr Engagement dabei allerdings zunächst als einen Akt der Notwehr. Sie sahen ihre Aufgabe weniger darin, dauerhaft und weitflächig in der politischen Arena mitzuspielen. Vielmehr offenbarten sie das typische Selbstverständnis sozialer Bewegungen: Die etablierten Politiker sollten in Sachen Netzpolitik in erster Linie korrigiert und von reglementierenden Eingriffen abgehalten werden.


  Betrachtet man den politischen und biografischen Hintergrund der Gründerpiraten, fallen sozialstrukturelle und kulturelle Gemeinsamkeiten ins Auge, die Gesicht und Charakter der Partei in ihrem Kern bis heute prägen. Bereits die Parteigründer waren überwiegend männlich, vornehmlich jung, aber nicht mehr unbedingt jugendlich und wiesen eine starke berufliche oder private Affinität zu Computer- und Internetthemen auf. Konzepte wie Open Source und Open Access sowie die Forderungen nach einer Reform des Urheberrechts, nach freier Kommunikation und Datenschutz waren vielen aus ihrem beruflichen Alltag vertraut. Zudem hatten sich die wenigsten von ihnen zuvor in größeren, festen Organisationen politisch engagiert, lediglich in Einzelfällen hatten sie sich politischen Initiativen angeschlossen, mit Partnern kooperiert, Projekte angefangen oder beendet.


  Zu den in diesem Feld aktiven Gruppen zählten neben dem erst 2005 gegründeten Arbeitskreis Vorratsdatenspeicherung ältere Organisationen wie der Chaos Computer Club und der Verein zur Förderung des öffentlichen bewegten und unbewegten Datenverkehrs. Hinzu kamen die angesprochenen, eher transnational agierenden Organisationen im Bereich des Urheberrechts (Dobusch/Gollatz 2012). Wie einst bei den Grünen mündete also auch hier ein kollektiver Lernprozess in die Gründung einer Partei. Das Band zwischen den Umfeldnetzwerken und der Partei selbst ist aber nicht immer allzu fest, was auch damit zusammenhängt, dass die Kommunikations- und Organisationsweise in der Internetkultur flexibler und unverbindlicher ist als gewöhnliche Parteistrukturen. Daneben scheinen die Piraten eine aktivierende Wirkung auf zuvor politisch zwar interessierte, parteipolitisch jedoch heimatlose und deshalb weitgehend inaktive Menschen gehabt zu haben. Nicht wenige der technisch und naturwissenschaftlich versierten Mitglieder artikulieren damit zudem das diffuse Bedürfnis, eine in ihrer Jugend verpasste Revolte irgendwie nachzuholen. Jenseits eines allgemeinen politischen Interesses konnte man sich aber nicht so recht in die Orientierungsmuster der Moderne einordnen. Die Linke wirkte kulturell fremdartig und wurde als unmodern empfunden, der Konservatismus war anachronistisch, und der Wirtschaftsliberalismus erschien politisch als zu oberflächlich.


  Aktiviert durch die Nachrichten über die ersten Erfolge der schwedischen Piraten, vernetzten sich die späteren Gründer des deutschen Ablegers ab Juni 2006 über die Seite www.piratenpartei.de, wo man in einem Forum über die Parteigründung diskutierte. Wie in kooperativen Netzprojekten gemeinhin üblich, wurden relativ schnell die wichtigsten Grundlagen erarbeitet: Man trug Informationen über die rechtlichen Anforderungen zusammen, formulierte erste Programmentwürfe und bereitete das Gründungstreffen vor. Auf einer Versammlung in Darmstadt, an der etwa 20 Personen teilnahmen, wurden die Planungen vertieft (Gürbüz 2011, S. 35 f.). Die formale Gründung erfolgte schließlich im Berliner Club c-base, einem beliebten Treffpunkt für Hacker, Netzaktivisten und andere digitalkulturell orientierte Gruppen. Die Partei beschloss ihre Satzung und wählte den ersten Vorstand mit Christof Leng an der Spitze und Jens Seipenbusch als Stellvertreter. Im Grundsatzprogramm orientierte man sich in weiten Teilen an der schwedischen Piratenpartei, fügte aber weitere Punkte hinzu.


  Die Gründung der Piraten geriet, anders als seinerzeit bei den Grünen, nicht zum Massenereignis, sondern die Partei schien von außen betrachtet eher eines jener skurrilen Projekte zu sein, die plötzlich entstehen und kurz darauf ebenso rasch wieder verschwinden. Während bei den Grünen am Beginn eine Bundesversammlung mit Hunderten Delegierten stand, die ihrerseits mehr oder minder konsolidierte Landesverbände repräsentierten, kamen bei den Piraten gerade einmal 52 Aktivisten zusammen. Ähnlich wie bei vergleichbaren Neuparteien verlief dann auch die Entwicklung der Piraten keineswegs stürmisch, wohl aber stetig. Neue Mitglieder rannten der Partei jedenfalls nicht gerade die Türen ein, bei den ersten Landtagswahlen in Hessen und Hamburg im Frühjahr 2008 erreichte man auch nur marginale 0,3 bzw. 0,2 Prozent. Bei den Landtagswahlen in Bayern und Niedersachsen scheiterten die jeweiligen Landesverbände gar schon bei der Sammlung von Unterstützerunterschriften. Die Piraten bewegten sich damals im politischen Niemandsland zwischen Familienpartei, der PARTEI und den Grauen. Zwar versuchten sie, sich mit Aktionen gegen die Vorratsdatenspeicherung oder den sogenannten Bun-destrojaner zu profilieren, sie ernteten damit jedoch kaum öffentliche Aufmerksamkeit und galten bestenfalls als krude Kleinstpartei mit bizarren Ansichten.


  Zum eigenartigen Bild der Partei trug auch die internetaffine Kerngruppe bei, die in den ersten 24 Monaten das Geschehen dominierte. Die Motivation dieser Mitglieder der ersten Stunde speiste sich aus dem Spezialinteresse an netzpolitischen und bürgerrechtlichen Fragestellungen, vor allem aber aus dem Spaß an der Sache, aus der Möglichkeit, mit den Mitteln des Internets Politik betreiben zu können. Angesichts dieses Personals und des Programms war es zunächst naheliegend, die Partei als »Ein-Themen-Partei« einzuordnen (Jesse 2011, S. 189; Bartels 2009, S. 219), die wenig mit den dominanten Debatten der deutschen Politik zu tun hatte. Freilich, man mag die Digitalisierung für ebenso bedeutend wie die Industrialisierung halten, eine Parallelisierung mit der Sozialdemokratie, die als Reaktion auf die Pauperisierung breiter Bevölkerungsgruppen im 19. Jahrhundert entstand, wäre aber wohl unzutreffend. Die Arbeiterbewegung vertrat schließlich eine klar identifizierbare (wenngleich in sich durchaus heterogene) Interessengruppe, die an der mit der neuen Produktionsweise einhergehenden Wohlstandsentwicklung zunächst nicht partizipierte. Eine vergleichbare, aus dem Digitalisierungsprozess hervorgegangene Klasse, die die Piratenpartei heute vertreten könnte, existiert bislang nicht, obwohl sich in der IT-Branche durchaus eine Berufsgruppe mit spezifischen Einstellungen, Lebensweisen und Interessen herausschält. Dennoch fehlte der Partei zunächst nicht nur eine zeitaktuelle Themenagenda, sondern auch die soziale Basis.


  Erst 2009 konnten die Piraten die mediale Aufmerksamkeitsschwelle mit ihren Themen überwinden. Ab Ende Mai 2009 erfuhr die Partei dann einen für eine Kleinstpartei furiosen Wachstumsschub, der ihre zweite Entwicklungsphase prägte. Auslöser war eine zeitlich günstige Kette wichtiger Ereignisse, die Anfang des Jahres angestoßen worden war. Bundesfamilienministerin Ursula von der Leyen hatte ein Zugangserschwerungsgesetz ins Gespräch gebracht, das vorsah, mittels sogenannter Netzsperren den Zugriff auf Internetseiten mit kinderpornografischen Inhalten zu verhindern, indem das Bundeskriminalamt eine Liste erstellt und die Internetanbieter dann die darin aufgeführten Seiten sperren (Zolleis/Prokopf/Strauch 2010, S. 10).


  Gegen dieses Vorhaben formierte sich zunächst in einer überschaubar großen Fachöffentlichkeit scharfe Kritik, der sich auch die Piraten bald anschlossen. Man wandte sich ausdrücklich nicht gegen das Ziel der Bekämpfung der Kinderpornografie, äußerte allerdings Zweifel an der Effektivität und der verfassungsrechtlichen Legitimität des vorgeschlagenen Instruments (ebd. S. 8). Die technischen, kulturellen und bürgerrechtlichen Einwände kulminierten in einer plakativen Kampagne, die zugespitzt mit dem Kunstbegriff »Zensursula« operierte. Die Netzsperren wurden als plumper Angriff auf die im Internet gewachsene Lebenskultur angeprangert. Man erweckte den Eindruck, die Repräsentanten der etablierten Politik, überwiegend Angehörige prädigitaler Generationen, litten unter unbegründeten Ängsten und würden auf irrationale Weise überreagieren. Schließlich wurde beim Bundestag die Online-Petition »Internet – Keine Indizierung und Sperrung von Internetseiten« eingereicht, die mit 134.015 Unterzeichnern die bislang erfolgreichste vergleichbare Initiative der deutschen Geschichte darstellt (Gürbüz 2011, S. 43 f.).


  Auch wenn die Piraten damals nur ein Akteur unter vielen waren, gelang es ihnen in dieser Zeit erstmals, sich öffentlich zu profilieren. Je stärker die Debatte von den Gegnern zu einem Kulturkampf zwischen Jung und Alt oder Online und Offline stilisiert wurde, desto mehr konnte die neue Formation von der Unentschlossenheit der Oppositionsparteien profitieren und sich als politischer Arm der Bewegung inszenieren. Die aus Zensursula-Kampagne, Online-Petition und Aktionen der Piratenpartei entstandene politische Dynamik erreichte ihren Höhepunkt im Juni 2009: Zwei Tage nach dem Ablauf der Zeichnungsfrist der E-Petition passierte das Zugangserschwerungsgesetz den Bundestag. Die bis dahin vorwiegend virtuelle Kampagne war offenkundig verpufft. Selbst der Achtungserfolg der Piraten bei der Europawahl (die Partei erreichte immerhin 0,9 Prozent) schien die Große Koalition nicht zu beeindrucken. Daraufhin kam es am 20. Juni 2009 in mehreren deutschen Städten zu Demonstrationen, zeitgleich erklärte der SPD-Abgeordnete und Netzexperte Jörg Tauss seinen Übertritt zu den Piraten (Bieber 2012, S. 28). Die Partei hatte somit nicht nur endlich ein Thema, mit dem sie wahrgenommen wurde, sondern vorrübergehend sogar einen Vertreter im Bundestag.


  In dieser günstigen Konstellation fand im Sommer 2009 der Bundestagswahlkampf statt. Gerade angesichts des schwedischen Europawahlergebnisses verspürten die Piraten Rückenwind und traten erstmals auf Bundesebene an, was wesentlich zum organisatorischen Aus- und Aufbau der Partei beitrug (ebd., S. 28). Hatten die Piraten vor der Europawahl gerade einmal 1500 Mitglieder gehabt (was der Größenordnung sektiererischer Parteien wie der MLPD oder BüSo entsprach), übertraf man schon nach der Bundestagswahl mit circa 12 000 Mitgliedern das Niveau von NPD, ÖDP oder Republikanern. Der enorme Zuwachs konnte genutzt werden, um flächendeckend Landesverbände zu gründen und zu festigen, steigende öffentliche Aufmerksamkeit zu wecken und um bei der Bundestagswahl ein Ergebnis von immerhin 2,0 Prozent einzufahren (Niedermayer 2010). Die Wahlkampfsituation kanalisierte das Wachstum der Partei also überaus effektiv: Man konnte politisch auf Sicht fahren, sich von einer Aufgabe zur nächsten vorarbeiten, musste als politische Gruppe zusammenstehen, ohne sich bereits der Herausforderung einer die neuen Mitgliedermassen integrierenden inhaltlichen Debatte stellen zu müssen. Zudem zogen die Piraten aus den flachen Hierarchien und der Offenheit der Parteistrukturen großen Nutzen. Sie veranstalteten einen Mitmach-Wahlkampf, an dem sich neue Mitglieder und Sympathisanten online wie offline umfangreich beteiligen konnten, ja sogar mussten, schließlich verfügte die Partei über nahezu keine konventionellen Ressourcen. Dafür wurden nun dezentral Aktionen geplant, mithilfe von Onlinetools bastelte man kollektiv an Plakaten, Flyern und Texten und entwickelte auffällig originelle Ideen.


  Die Parteimitglieder gerieten infolgedessen im Lauf des Sommers in eine Stimmung aufgeregter Betriebsamkeit, die das gegenseitige Kennenlernen beschleunigte und den Zusammenhalt festigte. Aus Sicht der Massenmedien waren die Improvisationen der Neueinsteiger eine willkommene Abwechslung zum klassischen Wahlkampftrott, was sich in einer steigenden Zahl von Berichten niederschlug (ebd., S. 854). Trotz aller Euphorie und großspuriger Spekulationen unterschritten die Piraten die Fünfprozenthürde am Ende zwar recht deutlich, der Wählerzuwachs war gleichwohl beachtlich. Von einer irrelevanten Kleinstpartei hatte man sich in verhältnismäßig kurzer Zeit zur größten Kleinpartei unterhalb der Sperrklausel entwickelt. Ungeachtet dieses Erfolgs schien der rasante Aufstieg der Piraten jedoch mit der Bundestagswahl 2009 beendet zu sein.


  Zumindest die mediale Aufmerksamkeit für die Piratenpartei nahm nun rapide ab, und die dritte, durch Stagnation und Konsolidierung gekennzeichnete Entwicklungsphase brach an (Bieber 2012, S. 29). Die Piraten, so schien es zumindest aus der Außenperspektive, wurden von den etablierten Akteuren gnadenlos zurückgedrängt. Auch ihr programmatisches Alleinstellungsmerkmal schien ihnen abhandenzukommen, als der neugewählte Bundestag eine Enquete-Kommission zur Netzpolitik einrichtete und die Alt-Parteien durch neu installierte Arbeitskreise und Sachverständigengremien eifrig zu signalisieren versuchten, dass man den Piraten das Feld nicht kampflos überlassen wollte. Bis hinauf zu den Geschäftsführern der Bundestagsfraktionen begannen etliche Abgeordnete, verstärkt digitale Kommunikationsmittel wie Twitter oder Facebook zu nutzen. Und schließlich hob die neue Mehrheit auf Druck der FDP sogar das Zugangserschwerungsgesetz auf.


  Dass sie ihren Resonanzboden vorläufig eingebüßt hatten, dämmerte den Piraten spätestens bei der nächsten Landtagswahl in Nordrhein-Westfalen. An Rhein, Ruhr und Weser konnten sie im Mai 2010 in absoluten Zahlen gegenüber der Bundestagswahl nicht zulegen, selbst der Stimmenanteil im Land konnte nicht gesteigert werden. Die Partei hing bei unter zwei Prozent fest.


  Die Stabilität der Ergebnisse bei den folgenden Wahlen zeigte allerdings auch, dass die Piraten zu diesem Zeitpunkt bereits über eine recht verlässliche Wählerklientel verfügten. Mit rund zwei Prozent der Stimmen in Hamburg, Baden-Württemberg, Sachsen-Anhalt, Bremen und Mecklenburg-Vorpommern schien sich die Partei konsolidiert zu haben. Dieser konstante und in der Fläche relativ ausgeglichene Erfolg war erstaunlich, denn noch bei den Europawahlen 2009 hatte man vornehmlich an Hochschulorten mit Fachbereichen für Informatik, Mathematik und Naturwissenschaften reüssiert (Blumberg 2010, S. 15 f.). Größere Unterschiede zwischen den einzelnen Regionen ließen sich ab dem sogenannten Superwahljahr 2011 kaum noch feststellen. Die Piraten waren nun praktisch flächendeckend zur größten Kleinpartei aufgestiegen, lediglich vereinzelt machten ihnen Rechtsradikale diesen Rang streitig. Sowohl vom Wähler- als auch vom Mitgliederpotenzial her gehörte man nun zum Kreis derjenigen Kleinparteien, denen man kommunale Achtungserfolge zutrauen musste und die bei Landtagswahlen zumindest Außenseiterchancen hatten.


  Das Wachstum brachte indes neue Herausforderung mit sich: Die kulturelle und ideologische Pluralisierung der Mitgliedschaft ließ den harten Identitätskern der Gründerkohorte bröckeln. Hinzu kamen erste Ansätze einer Flügelbildung und das für Kleinstparteien typische Problem, dass sich radikale Minderheiten, notorische Querulanten und exaltierte Propheten von ihnen angezogen fühlen (van den Boom 1999, S. 221). Als die mediale Aufmerksamkeit abflachte und der Rausch rascher Wahlerfolge verflog, fiel es außerdem zunehmend schwerer, die Mitglieder von den Mühen der Ebene zu überzeugen und an die Routinen der alltäglichen, ehrenamtlichen Parteiarbeit zu gewöhnen. Insbesondere der Organisationsmodus der teildigitalen Basisdemokratie erschwerte den von einer Mehrheit angestrebten Prozess der weiteren inhaltlichen Konsolidierung und Diversifizierung. Die Piratenpartei geriet so zunehmend in ein Dilemma: Auf der einen Seite war das der identitätsstiftende Anspruch auf basisdemokratische Strukturen, auf der anderen der auch von außen formulierte Wunsch nach einer programmatischen Entwicklung. Der Bundesparteitag im Mai 2010 in Bingen etwa zog sich aufgrund der schieren Antragsfülle, der unkoordinierten Plenumsäußerungen sowie langwieriger Satzungsdiskussionen derart in die Länge, dass die Debatte über eine programmatische Neuausrichtung verschoben werden musste (Gürbüz 2011, S. 47). Es fehlte ein effektives Instrument, um die vielfältigen und verstreuten Diskussionen online wie offline zu verdichten und zur Vorbereitung der Beschlussfassung zu bündeln.


  Hieraus zogen die Piraten zwei Konsequenzen. Zum einen werden seit 2010 jährlich zwei Parteitage abgehalten. Auf einem wählen die Piraten ihren Vorstand und diskutieren ausgiebig Fragen der Satzung und Organisation; inhaltliche Debatten und Entscheidungen finden dort meist nur am Rande statt. Solche Auseinandersetzungen stehen dafür im Mittelpunkt des zweiten Parteitags. Zum anderen beschloss man, die von den Berliner Piraten entwickelte Onlineplattform LiquidFeedback bundesweit zur Vorbereitung zu nutzen (ebd., S. 47). Die Partei folgt dabei einem Ansatz, der die Teilhabe aller Mitglieder mithilfe des Internets sicherstellen soll. Mit diesem System ist es möglich, Anträge zu schreiben, zu diskutieren, zu verändern und schließlich darüber abzustimmen. Tatsächlich konnten die Piraten unter anderem durch diese Maßnahme auf dem folgenden Parteitag im November 2010 in Chemnitz eine Erweiterung des Programms beschließen. Das Kernprogramm wurde – orientiert an der Vorarbeit, die der Landesverband Nordrhein-Westfalen im Rahmen der dortigen Landtagswahl erarbeitet hatte – vor allem um sozial-, bildungs-, umwelt- und wirtschaftspolitische Forderungen ergänzt (Piratenwiki 2010).


  Von Anfang bis Mitte des Jahres 2011 blieb es um die Piratenpartei medial relativ ruhig. Allenfalls häuften sich Berichte über organisatorische Probleme, die exzessiven Satzungsdebatten und personelle Streitigkeiten. Sofern die Partei ansonsten überhaupt Schlagzeilen produzierte, waren diese ebenfalls wenig schmeichelhaft: Die Piraten wurden mit mutmaßlichen Hackerangriffen auf französische Atomkraftwerke in Verbindung gebracht (Reißmann 2011b; 2011c); das relativ prominente (Neu-)Mitglied Jörg Tauss wurde rechtskräftig wegen des Besitzes von Kinderpornografie verurteilt (o. V. 2010); und selbst das im Wahlkampf 2009 hervorgehobene Thema Datenschutz war innerparteilich auf einmal umstritten. Unter dem Schlagwort »Post-Privacy« wandte sich die sogenannte »datenschutzkritische Spackeria« um die Berliner Piratin Julia Schramm medienwirksam und dezidiert gegen den etablierten Datenschutz (Reißmann 2011a; Kloth 2011). Man verfügte in dieser Phase also weder über eine klare und gefestigte Struktur noch über eindeutige programmatische Positionen. Parallel dazu setzte zu allem Überfluss auch noch der Niedergang des schwedischen Vorbilds ein, Erfolge in anderen Ländern waren ebenfalls nicht zu erkennen. Das Schicksal der meisten neugegründeten Parteien in der Bundesrepublik schien über kurz oder lang auch die Piraten zu ereilen. Das Projekt drohte zu scheitern.


  3. Der Hype: Der Berliner Siegeszug hinterlässt Spuren


  Im Sommer 2011 wendete sich das Blatt jedoch, als sich mit den Wahlen zum Berliner Abgeordnetenhaus eine überaus günstige Gelegenheit darbot. In der Hauptstadt kamen einige wichtige Faktoren zusammen: Die Piraten verfügten dort über eine relativ starke Mitgliederbasis und profitierten von der Überschaubarkeit eines Stadtstaates. Zudem hatte sich Berlin bereits zuvor als elektorale Hochburg entpuppt. Zwar verzerrt die geringe Wahlbeteiligung in den »Szenebezirken« die Ergebnisse, doch die Partei hatte dort bei der Europa- und bei der Bundestagswahl 2009 überdurchschnittlich gut abgeschnitten. Flankiert wurde all das durch die Einbindung in die subkulturellen Trends und Moden der Hauptstadt. Die für die Piraten charakteristische Verankerung in der Netzkultur wirkte in Berlin weniger exotisch als in anderen Teilen der Republik. Vielmehr wurden die Piraten hier als natürlicher Teil eines Submilieus wahrgenommen, das in der Hauptstadt der deutschen Netzpolitik über Jahre gewachsen war (Bieber 2012, S. 32).


  Der Wahlkampf der Berliner Piraten bestach durch eine damals noch unverbrauchte Mischung aus Improvisation, Unkonventionalität und subkultureller Ästhetik. Man kombinierte organisatorisches Geschick mit programmatischen Forderungen, die sich an den Konflikten der Lokalpolitik orientierten und klug auf die zerklüftete Wählerlandschaft der Hauptstadt zugeschnitten waren. Mit vor allem urban-sozialen und liberal-emanzipatorisch orientierten Maximen gelang es, einen Bogen zu spannen, der sowohl linksradikale Kritik als auch die Forderungen liberaler Selbstständiger, die spezifischen Anliegen der Internetkultur als auch den Unmut allerlei heterogener Protestgruppen abdeckte.


  Kurzum: Die Berliner Piraten schafften es, sich im Parteienwettbewerb als attraktiver Außenseiter zu platzieren. Nachdem der Partei in den Umfragen Chancen attestiert wurden, ins Abgeordnetenhaus einzuziehen, setzte sich zum einen eine Spirale der medialen Aufmerksamkeit in Gang, und zum anderen war damit der wahlpsychologisch bedeutsame Vorwurf vom Tisch, jede Stimme für die Piraten sei vergeudet. Wie stark diese Dynamik war, zeigte sich am Wahlabend: Mit 8,9 Prozent enterten die Piraten nicht nur das Berliner Abgeordnetenhaus, sondern sie katapultierten sich außerdem in sämtliche Berliner Bezirksverordnetenversammlungen. Selbst die innerberlinerischen Differenzen zwischen urbanen Kiezbezirken mit mutmaßlich höherer Piratenpräferenz und bürgerlichen Quartieren mit einem kritisch-distanzierten Verhältnis waren bei dieser Wahl nicht sonderlich stark ausgeprägt (Borchard/Stoye 2011, S. 14 f.).


  Nahm man das Wahlergebnis etwas genauer unter die Lupe, konnte jedoch keineswegs als ausgemacht gelten, dass sich der Trend in der gesamten Republik fortsetzen würde – im Gegenteil sprach einiges dafür, dass es sich um ein »berlinspezifisches« Ereignis handelte (Niedermayer 2012, S. 25): Gerade in Stadtstaaten fällt es Kleinparteien in der Regel leichter, ohne gewachsene und verdichtete Fundamente Erfolge zu erzielen. Zudem war es für einen Teil der Berliner Wähler wichtig, eine rechnerisch mögliche Koalition zwischen CDU und Grünen zu verhindern. Im Lichte solcher Überlegungen lag es nahe, die Piraten mit kurzlebigen Phänomenen wie der Bremer Partei »Arbeit für Bremen und Bremerhaven« (AfB) und der Hamburger STATT Partei zu vergleichen. Getragen von der Unzufriedenheit mit den etablierten Akteuren, hatten diese in den neunziger Jahren ebenfalls Anfangserfolge erzielt, bevor sie nach einer Wahlperiode wieder aus den Parlamenten verschwanden. Allerdings waren sich Beobachter dennoch sicher, dass für die netzpolitischen Anliegen der Piraten unzweifelhaft ein Resonanzboden existierte (Borchard/Stoye 2011, S. 18 f.). Ob das allerdings ausreichen würde, um flächendeckend und dauerhaft in Parlamente einzuziehen, war alles andere als klar.


  Auf jeden Fall beschleunigte der Erfolg in Berlin in vielerlei Hinsicht die Entwicklung der Gesamtpartei. In den Folgemonaten kam es abermals zu einem sprunghaften Mitgliederzuwachs, Zusammensetzung und Charakter der Basis veränderten sich spürbar. Bei den Neu-Piraten vermischten sich zunehmend Idealismus und Karriereinteressen, was etwa im Vorfeld der Wahl in Nordrhein-Westfalen und bei der Kandidatenaufstellung in Niedersachsen deutlich wurde.


  Mit der explosiven Mitgliederentwicklung erweiterte sich auch die Themenpalette der Partei, allerdings ohne dass das inhaltliche Profil dadurch an Kontur gewonnen hätte. Sozial- und bildungspolitische Themen stehen mittlerweile höher im Kurs, die Identifikation mit den ursprünglichen Inhalten der Partei hat sich im Gegenzug deutlich verringert. Dies gilt insbesondere, seit ehemalige Anhänger der Linken oder der Grünen in die Partei drängen. Dass die netzpolitischen Kernthemen der Piraten in den Hintergrund getreten sind, drückt sich aktuell sowohl im verhältnismäßig schwachen Auftritt im Rahmen der aktuellen Urheberrechtsdebatte als auch in dem Umstand aus, dass die Partei bei den Protesten gegen das ACTA-Abkommen verblüffend spät präsent war.


  Auf dem Parteitag im Dezember 2011 in Offenbach nahm die Bundespartei, auch orientiert am Erfolgskonzept der Berliner Piraten, unter anderem die Forderung nach einem bedingungslosen Grundeinkommen, der konsequenten Trennung von Staat und Kirche und der Legalisierung weicher Drogen in ihr Programm auf (Bieber 2012, S. 29). Damit führten die Piraten die schleichende programmatische Ausweitung fort und versuchten auch auf Bundesebene, ihre Monopolstellung als attraktiver parteipolitischer Außenseiter zu stärken (Hensel 2012b). Seit dem Berliner Wahlerfolg erreicht die Piratenpartei zudem in den bundesweiten Umfragen beständig deutlich mehr als fünf Prozent. In Bund und Ländern liegen die Piraten meist deutlich vor der FDP und den Linken und zum Teil sogar auf dem Niveau der Grünen. Für das Superwahljahr 2013 mit Landtagswahlen in Niedersachsen, Bayern und Hessen sowie der Bundestagswahl rechnet man sich nach den Erfolgen von 2012 beste Chancen aus. Die Piraten schafften es im Frühjahr diesen Jahres nämlich endgültig aus dem für nicht etablierte Kleinparteien typischen Teufelskreis aus mangelnder medialer Berichterstattung und geringer Bekanntheit heraus – so scheint es jedenfalls.


  Die freundlichen Aussichten der Partei haben aber deutliche Schattenseiten. So stellt sich inzwischen erstmals die Frage, ob das Vollversammlungsprinzip weiterhin bei allen Parteitagen durchzuhalten sein wird. Immerhin stand der Landesparteitag in Nordrhein-Westfalen kurz davor, an den fehlenden Zeitressourcen zu scheitern. Rund 40 Piraten hatten im Vorfeld ihre Bereitschaft erklärt, für den ersten Listenplatz zu kandidieren. Durch das erst auf dem Parteitag beschlossene Verfahren, die ersten vier Kandidaten möglichst in einem Wahlgang zu wählen, hoben am Ende sogar 56 Kandidaten den Arm, um ihren Anspruch auf die Spitzenkandidatur zu bekunden. Weitere 100 bis 150 Personen drängten auf die folgenden Listenplätze. Ähnlich lagen die Dinge in Niedersachsen, wo in der Zwischenzeit die Aufstellungsversammlung erfolgreich angefochten wurde. Weil es kein geeignetes bzw. verbindliches Verfahren der vorherigen Kommunikation und Präsentation gibt, das über die Präsenz im Wiki der Partei hinausreicht, drohen die obligatorische Vorstellung und Befragung der Bewerber (das sogenannte »Kandidatengrillen«) jeden Zeitrahmen zu sprengen und Parteitage und Listenaufstellungen insgesamt lahmzulegen. In Nordrhein-Westfalen war es nur durch den Einsatz persönlicher Autorität (etwa den Appell der hochgeschätzten politischen Geschäftsführerin Marina Weisband) sowie einen Geschäftsordnungstrick des Landesvorstands möglich, das Verfahren rechtzeitig über die Bühne zu bringen. Nichtsdestotrotz erstreckte sich die Prozedur in beiden Ländern von Sonnabend früh bis zum späten Sonntagabend.


  Zu guter Letzt treiben auch die politische Konkurrenz und die Medien die Piratenpartei zunehmend in die Enge, wenngleich die Vielzahl kritischer Berichte über rechtsextreme und sexistische Tendenzen, über programmatische Planlosigkeit und personelle Skandale der Beliebtheit der Piraten bislang keinen größeren Schaden zugefügt hat. Deutlich schwieriger zu meistern sind die aktuellen Angriffe von Autoren und Verlagen, die die Partei für ihre Haltung zum Urheberrecht attackieren. Hier sehen sich die Piraten plötzlich einer hegemonialen Interpretationselite gegenüber, deren Deutungshoheit an der Kernkompetenz der Partei rüttelt.


  3.1 Wie funktioniert Führung bei den Piraten?


  Trotz all dieser Herausforderungen sind die Piraten jedoch (zumindest vorerst) in den inneren Bereich des parlamentarischen Systems vorgerückt. Und wie bei anderen Parteien auch, fällt der Blick der Beobachter dabei zunächst auf die Führungsschicht, weil die Delegation von Interessen auf der Grundlage von Vertrauensvorschüssen nun einmal ein wesentliches Merkmal der repräsentativen Demokratie darstellt. Vorstände von Parteien fungieren für die Dauer ihrer Amtszeit als Sachwalter der Basis; missbrauchen sie das gewährte Vertrauen, können sie abberufen werden. In der Regel gelangen die führenden Repräsentanten einer Partei zu einer gewissen öffentlichen Prominenz.


  Bei den Piraten war das ein wenig anders. Allenfalls sporadisch nahm man den 2011 abgetretenen Bundesvorsitzenden Jens Seipenbusch wahr. Bis zur Berlin-Wahl erschien die Partei insgesamt als amorphe, gesichtslose Masse. Danach galt kurzzeitig der Berliner Abgeordnete Gerwald Claus-Brunner als Prototyp des Piraten. Mit Kopftuch, leuchtend bunten Latzhosen und schnodderig rustikalen Ansagen bestritt er eine Reihe von Talkshowauftritten. Doch der Hype legte sich bald, nachdem der Berliner Fraktionsvorsitzende Andreas Baum, Sebastian Nerz, der Vorsitzende der Bundespartei, und die politische Geschäftsführerin Marina Weisband vor die Bundespressekonferenz getreten waren.


  Insbesondere Weisband avancierte mit ihrer etwas altklugen, dabei aber eloquenten Art und den stets druckreifen Formulierungen in der Öffentlichkeit zur Ikone der Partei, zumal die 1987 geborene Psychologiestudentin als eine der wenigen Piratinnen die Aufmerksamkeit der Medien auf sich zog. Vor Anfragen für Interviews und Talkshowbesuche konnte sie sich bald kaum noch retten. Sie geriet dabei an die Grenzen ihrer physischen Belastbarkeit und entschied sich schließlich, auf eine weitere Amtszeit zu verzichten.


  Nachdem die Medien allmählich einen Überblick über das Führungspersonal der Partei bekommen hatten, konzentrierten sie ihr Interesse vor allem auf den Bundesvorstand. Allerdings spielt dieser bei den Piraten eine deutlich andere Rolle als bei der politischen Konkurrenz. Eine formale Hierarchie und eine mit exklusiven Ressourcen ausgestattete Führungsriege soll es wegen des aus der Internetkultur übernommenen Prinzips der strukturellen Offenheit ja dezidiert nicht geben. Das Parteiengesetz und die Notwendigkeit einer gewissen Effizienz zwingen die Piraten zwar zur Wahl von Vorständen auf allen Organisationsebenen, diese sollen allerdings in erster Linie administrative Aufgaben übernehmen. Die Basis reagiert daher meist empfindlich, wenn Vorstände versuchen, Macht anzuhäufen oder sich öffentlich zu profilieren. Polarisierende Persönlichkeiten und Kandidaten mit überbordendem Idealismus oder dezidierten programmatischen Vorstellungen haben daher nur geringe Chancen.


  Das mittlerweile berühmt-berüchtigte »Kandidatengrillen«, dem sich Bewerber für Führungsaufgaben oder Listenplätze unterziehen müssen, erinnert oft an eine Mischung aus chinesischer Kulturrevolution und Schulsprecherwahl. Dabei geht es in aller Regel darum, Kandidaten mit einer beinahe inquisitorischen Fragetechnik nach Möglichkeit in die Enge zu treiben (Henzler 2012; Wallbaum 2012). Zwar wurde das Verfahren angesichts der Notwendigkeit, in Anbetracht der schieren Kandidatenmassen effizienter zu agieren, mittlerweile modifiziert, am Kern der eher de-struktiven, von Argwohn geprägten Prozedur hat sich jedoch wenig geändert. Nach wie vor kann sich eine ganz spezielle, unberechenbare Dynamik entfalten, die durch die parallel zur Debatte auf dem Parteitag stattfindende virtuelle Kommunikation über Twitter noch verstärkt wird. Gerade erfahrenen Piraten, die schon länger mit diesem Instrument vertraut sind, gelingt es dabei häufig, die Stimmung im Saal in ihrem Sinne zu manipulieren.


  Inhaltlich geht es beim »Kandidatengrillen« meist um drei, vier immer wieder gestellte Fragen, von denen man weiß, dass sie einen entsprechenden Widerhall erzeugen. Die Bewerber müssen sich zu LiquidFeedback oder zur Forderung nach dem bedingungslosen Grundeinkommen erklären. Im Zweifelsfall bekennen sie sich dann zur uneingeschränkten Programmtreue und geloben, zugunsten des Vollzugs der Parteibeschlüsse auf eigene inhaltliche Positionen zu verzichten. Durch die permanenten Verweise auf den bisherigen Stand der programmatischen Diskussion macht die angeblich so offene Partei deutlich, dass der Individualität und Meinungsvielfalt in Wirklichkeit klare Grenzen gesetzt sind. Es gibt bei den Piraten zwar unterschiedliche Meinungen und Positionen, was durch den hybriden Organisationsaufbau auch unterstützt wird. Sobald jedoch nach langwierigen basisdemokratischen Aushandlungsprozessen in bestimmten Fragen so etwas wie Konsens erreicht worden ist, werden abweichende Meinungen immer seltener gebilligt. Das gilt insbesondere dann, wenn es um die Besetzung von Führungspositionen geht: So sah sich etwa die als datenschutzkritisch bekannte Julia Schramm gehörigem Gegenwind ausgesetzt, als sie 2012 für den Bundesvorstand kandidierte.


  Wer dieses Verfahren durchlaufen hat, gibt sich nicht selten so wie der aktuelle politische Geschäftsführer Johannes Ponader, der unmittelbar nach seiner Wahl erklärte, er werde sich an inhaltlichen Debatten nicht beteiligen und lediglich die Beschlusslage der Partei vertreten. Existiere zu einem Thema keine gemeinsame Position, werde er schweigen. Das hat zur Folge, dass Ponader sich sogar bei Abstimmungen im Bundesvorstand enthalten will, solange es bei LiquidFeedback kein klares Meinungsbild zum betreffenden Punkt gibt. Dabei geht es wohlgemerkt nicht allein um Grundsatzfragen, sondern zum Beispiel auch um die Koordination von Terminen oder die Erstattung von Reisekosten.


  Für programmatische Arbeit haben die Vorstände allerdings ohnehin nur wenig Zeit. Das ehrenamtlich tätige Personal hat schlicht zu viele und zu umfangreiche organisatorische wie repräsentative Aufgaben zu bewältigen, die auf nur wenige Schultern verteilt werden können. So bestehen die Führungsgremien der verschiedenen Ebenen in der Regel aus einem Vorsitzenden, einem Stellvertreter und einem Schatzmeister. Dazu kommen auf der Bundesebene ein weiterer Stellvertreter, ein vorwiegend mit organisatorischen Fragen betrauter Generalsekretär, ein politischer Geschäftsführer sowie drei Beisitzer. Die Funktionszuweisung und die strukturelle Dynamik der Rekrutierung sind darauf angelegt, Personen zu nominieren, die in erster Linie in die Partei hineinwirken und ihre persönliche Überzeugung zugunsten der basisdemokratisch entwickelten Positionen hintanstellen, ein Rollenverständnis, das sich tatsächlich die meisten Amtsinhaber zu eigen machen. Deutlich wird das beispielsweise in den Rechenschaftsberichten scheidender Vorstandsmitglieder. Hier werden nicht in erster Linie politische Erfolge oder programmatische Fortschritte dargelegt, vielmehr wird Bilanz über organisatorische Aktivitäten gezogen. Dazu gehören zuweilen die Auflistung der abgehaltenen Vorstandssitzungen oder Erläuterungen darüber, wann und wie viele Briefe etikettiert wurden. Nach der vorherrschenden Meinung sollen die ehrenamtlichen Vorstandsmitglieder eben die organisatorischen Belange regeln, die für Bestand und Funktionalität der Parteiorganisation erforderlich sind. Inhalte, Positionen, aber auch Strategien, Kampagnenmaterialien und Ähnliches sollen andernorts erarbeitet werden. Auch wenn aus dem Bundes- und den Landesvorständen Forderungen nach einer stärkeren programmatischen Ausrichtung zu vernehmen sind, können sich diese derzeit gegen das von der Basis kultivierte Prinzip der Selbstorganisation nicht durchsetzen. Dementsprechend sind die Vorstände auch nicht in der Lage, die Aufgaben zu erfüllen, welche die regelmäßig tagenden Vorstände anderer Parteien abarbeiten, etwa die Koordination verschiedener Machtzentren und regionaler Teilgliederungen oder die Stimulierung und Strukturierung der innerparteilichen Willensbildung. Das gelingt in Ansätzen allenfalls in Bezug auf Wahlkampfaktivitäten.


  Infolge dieser oftmals vor-organisatorisch anmutenden Struktur wirkt vieles improvisiert. Das Programm macht über weite Strecken einen erratischen Eindruck, ist auf wichtigen Feldern lückenhaft und teilweise etwas uninspiriert. Die Wahlprogramme gleichen ebenfalls Flickwerken, sie folgen keiner konsistenten Leitidee und sind sprachlich nicht sonderlich ansprechend oder elaboriert. Werbematerialien und die Dramaturgie der Kampagnen folgen keinem Spannungsbogen und werden nicht strategisch zugespitzt. Überall dort, wo die strukturierende Hand eines Vorstands oder eines Parteiapparats fehlt, dilettiert die Basis. Diese in Teilen problematische Organisationskultur hat dem Erfolg der Partei bislang allerdings nicht gravierend geschadet und legitimiert sich oft aus der Erfahrungswelt der Mitglieder als Angehörige der Internetkultur.


  Mit der Betonung von Werten wie Offenheit, Dezentralität und selbstorganisierte Vernetzung, die für die kollaborative Netzkultur typisch sind (Castells 2005, S. 47 ff.), erinnert die Piratenpartei in vielerlei Hinsicht an die Online-Enzyklopädie Wikipedia. Allerdings ist das hier praktizierte Modell eines Schwarms keine Garantie gegen gravierende Fehlentscheidungen. Auf Wikipedia sind selbst Beiträge zu Themen und Personen, die große Aufmerksamkeit und viele prüfende Blicke auf sich ziehen, anfällig für Fehler und Manipulationsversuche (Stegbauer 2009, S. 174). Zudem entsteht auch in Schwärmen nicht selten eine informelle Hierarchie oder gar eine Oligarchie, die sich nicht unbedingt aus der Qualität der geleisteten Arbeit ableitet, sondern eher aus der schieren Anzahl der Beiträge. Dies ist ein entscheidender Kritikpunkt an der vorgeblichen Effizienz und Intelligenz von Schwärmen. Sie bringen oft nichts genuin Neues hervor, sondern reproduzieren vorhandenes Wissen, arrangieren es bestenfalls neu (Lanier 2010, S. 162).


  Dieses Phänomen zeigt sich auch bei der Piratenpartei. In der Praxis haben sich die Vorstände, vor allem in den Ländern, damit auseinanderzusetzen, dass es zwar nicht an Angeboten mangelt, das Design der Homepage zu gestalten oder die technische Umgebung zu verbessern, dass sich jedoch seltener Piraten aufdrängen, um fundierte programmatische Impulse zu liefern. Deswegen klaffen Anspruch und Wirklichkeit des Organisationskonzepts vielfach auseinander. Hinzu kommt: Gerade die Teilnahme an der innerparteilichen Kommunikation via Internet lässt sich überaus leicht in den Alltag der Mitglieder integrieren. Die Piraten profitieren so einerseits von ihrer offenen und informellen Infrastruktur; andererseits sehen sie sich aber der Gefahr der Unverbindlichkeit und Flüchtigkeit gegenüber, und es fehlt an Mechanismen, um effizient Regie zu führen oder die Mitglieder in die Pflicht zu nehmen.


  Die Partei funktioniert dann besonders gut, wenn man bewährte Instrumente einfach übernehmen kann, wenn es ein klares Ziel gibt oder wenn Anforderungen an sie herangetragen werden. Doch wer setzt diese Impulse? Praktisch sind dafür oftmals Anstöße von außen notwendig, Wahltermine beispielsweise. In der parlamentarischen Arbeit bedienen sich die Piraten der Schwarmintelligenz, um Vorlagen und Anträge der Konkurrenz zu attackieren oder zu verändern. Solche Prozesse erfolgen dann aber nicht basisdemokratisch, sondern hierarchisch, sie werden von einer Funktionselite gesteuert, die durch die Parlamentsarbeit privilegierten Zugang zu Informationen besitzt und über freie Zeitressourcen verfügt; Prozesse von unten hingegen versanden regelmäßig.


  An dieser Stelle fehlt ein effizienter Modus der Konzentration und Zusammenführung der dezentralen Aktivitäten, die online wie offline nebeneinanderher laufen. Konkrete Vorschläge können nur an den Parteitag gerichtet werden, entfalten aber keine Wirkung im Alltag der Mandatsträger. Hier betont die Partei die Unabhängigkeit der Abgeordneten, welche sie weder durch Imperative begrenzen will noch durch ein strategisches Zentrum mit entsprechendem politischen Gewicht steuern kann. Die bei der Konkurrenz dafür vorgesehenen Vorstände sind dazu jedenfalls nicht in der Lage, weil ihnen die inhaltliche und strategische Führung nicht zugestanden wird.


  Gegenwärtig zeichnet sich ab, dass die Fraktion im Berliner Abgeordnetenhaus durchaus das Potenzial besitzt, so etwas wie ein informelles Zentrum der Partei werden zu können. Immerhin verfügt sie über mannigfaltige materielle und immaterielle Ressourcen. Dabei besteht allerdings zugleich die Gefahr, dass es zu einem Machtungleichgewicht und zu einer Exklusion der Basis kommt. Auch LiquidFeedback scheint hier kaum Abhilfe zu schaffen, schließlich sind die Mandatsträger an die Ergebnisse der digitalen Abstimmungen in keiner Weise gebunden und aufgrund ihrer Ressourcen auch dort im Vorteil. Sollte den Piraten der Einzug in den Bundestag gelingen, könnten die entsprechenden Abgeordneten die Rolle des strategischen Zentrums übernehmen.


  Ein solcher Prozess war bereits in den Achtzigern bei den Grünen zu beobachten. Auch dort hielt man die Idee der Basisdemokratie hoch und versuchte, die Vorstände in ihrem Einfluss zu beschränken, was zur Folge hatte, dass die Vorstände den Fraktionen bis heute strukturell unterlegen sind. Eine völlige politische und strategische Enthaltsamkeit war bei den Grünen-Vorständen allerdings nicht vorgesehen, auch die Freiheit des Mandats wurde durch das Primat der Partei stark begrenzt. Entscheidend war dabei aber, dass die grüne Basis regelmäßig zusammenkam, dass das Prozedere klar vorgegeben war und die Vorstände ihren Einfluss auf die Führung der Partei und die Vorgaben an die Fraktionen formal hochhielten.


  Das ist in der polyzentrisch aufgebauten Piratenpartei anders. Diese lehnt nicht nur dezidiert imperative Mandate ab, sondern sie besitzt auch schlicht keine Möglichkeit zu ihrer Realisierung. Die Basis ist viel zu fluide. Die eigentliche organisatorische Grundeinheit der Piraten sind – unabhängig von der Existenz eines Kreisverbands – der Stammtisch oder die Crew. Diese sind aber nicht repräsentativ für eine regionale Gliederung, sondern stellen immer nur einen Ausschnitt dar. Stammtische sind Treffen, die das soziale Miteinander in der Partei unterstützen und durch physische Anwesenheit zur gesellschaftlichen Verankerung der Partei beitragen. Sie erfüllen damit letztlich Funktionen, die in anderen Parteien Mitgliederversammlungen auf Ortsebene übernehmen, sind allerdings weitaus weniger gut strukturiert. Weder setzt man sich langfristig Themen, noch werden die Treffen groß vorbereitet. Insgesamt wirken sie eher anarchisch. Konsequenterweise fallen dort auch weder Personal- noch inhaltliche Entscheidungen.


  Eine ähnliche Rolle spielen die sogenannten Crews, die gegenwärtig in Berlin und Nordrhein-Westfalen sowie vereinzelt in Bayern stellvertretend für Stammtische beziehungsweise parallel zu ihnen sowie zu Orts- oder sogar Kreisverbänden existieren. Hierbei schließen sich fünf bis neun Piraten zusammen, um in einem überschaubaren örtlichen und thematischen Rahmen miteinander zu arbeiten. Die Anforderungen an die Bildung einer Crew sind niedrig: Ein Protokoll muss geführt werden, und bei wachsender Gruppengröße ist die Crew schließlich zu teilen. Sprecher und Geschäftsführung rotieren quartalsweise (Neumann 2011, S. 53).


  Die politische Willensbildung erfolgt sowohl in den Crews als auch an den Stammtischen durch Konsensbildung. Politische Kontroversen stehen freilich selten im Mittelpunkt der Sitzungen. Eher wird über anstehende Aktivitäten im lokalen Rahmen gesprochen, über die Arbeit der Partei im Allgemeinen oder die politischen Rahmenbedingungen. Verbindliche Entscheidungen können schließlich ohnehin nur auf Parteitagen getroffen werden. Allein Letztere können also den Anspruch erheben, repräsentativ für die Partei zu sein. Alle anderen Strukturen besitzen keine Legitimation oder Entscheidungsmechanismen, um den Mandatsträgern auf Augenhöhe gegenüberzutreten.


  Auch bei den Grünen gab es in den Anfangsjahren lose Formen der innerparteilichen Basiskommunikation, sie verloren aber nach den ersten parlamentarischen Erfolgen rasch an Bedeutung (Tiefenbach 1998, S. 22). Nachdem in den ersten zehn Jahren die Vorstandssprecher der Grünen einen großen Anteil der medialen Präsenz vereinnahmten und eine gewisse Strahlkraft besaßen, die für die Selbstvergewisserung der Partei wichtig war, wurden bald die Fraktionen zu den eigentlichen innerparteilichen Machtzentren. Die Vorstände behielten zumindest als Karrieresprungbretter noch eine gewisse Relevanz. In deutlich schnellerem Tempo scheint sich bei den Piraten gegenwärtig eine ähnliche Machtverlagerung zu vollziehen. Deutlich wird das am (möglicherweise nur vorübergehenden) Rückzug von Marina Weisband, der man vielleicht eine ähnliche Rolle zubilligen mag wie der ikonenhaften Petra Kelly bei den Grünen.


  Derzeit scheint es bei den Piraten kaum noch Personen mit vergleichbarem Charisma zu geben. An der Spitze der Partei steht seit dem letzten Parteitag Bernd Schlömer, ein Beamter aus dem Verteidigungsministerium. Sein Stellvertreter ist der bisherige Bundesvorsitzende Sebastian Nerz. Der Bioinformatiker gehört zu den wenigen Piraten, die bereits in anderen Parteien Erfahrung gesammelt haben. Für die CDU hatte er gar – obschon erfolglos – für den Tübinger Stadtrat kandidiert. Ihm zur Seite steht mit Markus Barenhoff ein Pirat der ersten Generation. Barenhoff stammt wie der ehemalige Vorsitzende Seipenbusch und Marina Weisband aus Münster, der heimlichen Kapitale der Partei. Dazu kommt der politische Geschäftsführer Johannes Ponader. Der Schauspieler und Regisseur, der zuvor in der Occupy-Bewegung aktiv war, gehört ebenso dem Landesverband Berlin an wie die beiden Beisitzer Klaus Peukert und Julia Schramm. Ein impliziter Machtanspruch der gut vernetzten Berliner ist insoweit unverkennbar.


  Außerhalb des Bundesvorstands genießen einige weitere Piraten erhöhte öffentliche Aufmerksamkeit. Als Gesicht der Berliner Fraktion galt kurzzeitig der inzwischen zurückgetretene parlamentarische Geschäftsführer Martin Delius. Der Fraktionsmitarbeiter Stephan Urbach oder die beiden Spitzenkandidaten in Nordrhein-Westfalen und Schleswig-Holstein, Joachim Paul und Torge Schmidt, stehen ebenso regelmäßig auf den Gästelisten von Talkshows und geben ausführliche Zeitungsinterviews. Nachgerade omnipräsent ist der Berliner Abgeordnete Christopher Lauer, dessen Rolle in der Partei immer wieder mit der Joschka Fischers bei den Grünen verglichen wird.


  Die Piraten verfügen im Moment also über eine Reihe von Köpfen, die öffentlich wahrgenommen werden. Ein klares, demokratisch legitimiertes Führungszentrum hat die Partei allerdings derzeit nicht. Sie verlässt sich auf ihre Fähigkeit zur Eigenorganisation und nimmt dafür in Kauf, dass die Fraktionen, vor allem die in Berlin, an Macht und Einfluss gewinnen. Ob dieses informelle Modell auf Dauer ausreicht oder ob es tiefer gehende Spannungen zur Folge haben wird, bleibt abzuwarten.


  3.2 Wirklich kein Programm?


  Der gegenwärtig am häufigsten erhobene Vorwurf gegen die Piraten lautet, die Partei habe kein Programm. Indes: Die CDU kam über 30 Jahre ohne Grundsatzprogramm aus und erreichte gleichwohl – oder vielleicht gerade deswegen – fulminante Wahlergebnisse. Sicher verfügen mittlerweile alle etablierten Parteien über Grundsatz- und Wahlmanifeste, doch akkurat programmtreu verhalten sie sich ihrerseits selten. Selbst in der auf ihre programmatische Gründlichkeit lange Zeit stolzen SPD wirkten die endlosen Beratungen der entsprechenden Kommissionen oft eher wie eine Beschäftigungstherapie für unterbeschäftigte Aktivisten einer Oppositionspartei. Im Falle einer Regierungsbeteiligung war der programmatische Fundus der Partei hingegen selten ausreichend und bildete keineswegs die verbindliche Richtschnur für das Handeln der Exekutive.


  Im Lichte dessen könnte man geneigt sein, den an die Piraten gerichteten Vorwurf gleich an die etablierten Parteien zurückzureichen. Doch hinter der Frage nach der programmatischen Orientierung steckt weitaus mehr als die buchstabengetreue Umsetzung von Konzepten und Visionen. Trotz des unverkennbaren Trends einer Entideologisierung, vor allem der Großparteien, sind Leitideen, Prinzipien, Wertvorstellungen und Weltanschauungen nach wie vor wichtig. Über die individuellen materiellen Interessen der Mitglieder hinaus bieten sie nicht nur einen überwölbenden Sinn- und Bedeutungszusammenhang, sie dienen auch als Grundlage für die Erarbeitung eines konkreten politischen Programms und legitimieren das Handeln einer Partei und ihrer Vertreter (Jun 2009, S. 25 ff.; Wiesendahl 2006, S. 7 ff.).


  Die Grundsatzprogramme der im Bundestag vertretenen Parteien ähneln sich hinsichtlich ihres Aufbaus: Sie beinhalten erstens eine historische Erzählung, in der auf ideengeschichtliche Wurzeln und auf historische soziale Bewegungen verwiesen wird, deren Erbe man pflegt und als deren Bannerbewahrer man sich versteht. Zweitens liegt ihnen ein Menschenbild zugrunde, das Auskunft darüber gibt, wie weit politisches Handeln gehen kann und darf. Drittens legen die Parteien einen Grundwertekanon dar, der sich meistens an den drei aus der Französischen Revolution überlieferten Idealen Freiheit, Gleichheit (oder Gerechtigkeit) und Brüderlichkeit (bzw. Solidarität) orientiert. Die Parteien versuchen dann jeweils, die Spannungen zwischen diesen Werten in spezifischer Weise auszubalancieren. Viertens sind Grundsatzprogramme schließlich immer auch ein Sammelsurium von Forderungen, Visionen, Vorstellungen und Gesellschaftsperspektiven, denen sich eine Partei verschreiben will – wobei der Grad der Konkretisierung oft erheblich variiert.


  Parteien sind dabei zumeist bemüht, in ihren Grundsatzprogrammen eine gewisse Stringenz erkennen zu lassen. Trotz des Pragmatismus des politischen Alltags ist ihnen bewusst, dass Visionen und längerfristige Perspektiven hilfreich sein können, da sie den Anhängern einen gesellschaftlichen Fortschritt versprechen, in dessen Interesse auch Rückschläge akzeptabel, Abzweigungen notwendig und Widersprüche auszuhalten sind. Jenseits des politischen Programms ist es im Wesentlichen also dieser ideologische Kern, der den Charakter einer Partei ausmacht, der verschiedene Strömungen integriert und motiviert. Insofern geht es bei der Analyse eines Programms nicht nur um inhaltliche Forderungen und deren argumentative Begründung, sondern auch um Sinnstiftung und die kollektive Gesinnung der Mitglieder, die in ihm zum Ausdruck kommt.


  Genau hier liegt allerdings das zentrale Problem der Piraten. Sie sind sich ihres ideologischen Kerns noch unsicher, verfügen über kein umfassendes Programm und auch keine Verfahren, um aus den existierenden Bausteinen verbindliche Positionen abzuleiten. Sie müssen also immer erst einen komplexen Meinungsbildungsprozess anstoßen, bevor sie sich öffentlich artikulieren können. Schnell greifen daher auch Wahlkämpfer zum Smartphone oder Tablet-PC, um nachzusehen, welche Position man eigentlich zu der konkreten Frage einnimmt, die ihnen der Bürger soeben gestellt hat. Viele Piraten scheinen sich geradezu dagegen zu sträuben, auf der Basis eigener Überzeugungen oder des Wissens über die Grundsatzpositionen der Partei Antworten zu geben.


  Dennoch lässt sich eine gewisse inhaltliche, im Grundsatzprogramm angelegte Stringenz bei den Piraten nicht leugnen. In der öffentlichen Wahrnehmung wird das oft und schnell auf das griffige Label »Internetpartei« verkürzt, eine Beschreibung, die trotz aller intuitiven Plausibilität bei genauerer Betrachtung problematisch ist. Die Piraten sind nämlich keine Partei für das Netz oder für die Netzpolitik, sondern sie versuchen in erster Linie und überaus standhaft, die Organisationsprinzipien der Internetkultur auf die Politik zu übertragen. Auf dieser Basis tasten sie sich auf verschiedene Themenfelder vor, die deutlich über bloße Netzpolitik hinausgehen.


  So umreißt bereits die Präambel des Programms ein typisches liberales Politikverständnis. Auf der einen Seite steht der Schutz bürgerlicher Rechte – hier festgemacht am Datenschutz; auf der anderen Seite steht die Verwirklichung bürgerlicher Werte von Bildung und Kultur. Der Bezugspunkt ist dabei aber nicht länger die Aufklärung, sondern die Reflexion über den radikalen Transformationsprozess, der als digitale Revolution bezeichnet wird. Durch sie werden laut den Piraten die bestehenden rechtlichen, wirtschaftlichen und sozialen Rahmenbedingungen ausnahmslos auf den Prüfstand gestellt (Piratenpartei Deutschland 2011, S. 4). Im Konflikt zwischen Bürger und Staat geht es in erster Linie um die Erneuerung, Bewahrung und Erweiterung von Staatsbürgerrechten, um die Beschränkung der Zugriffsmöglichkeiten der Exe-kutive und die Weiterentwicklung des politischen Systems. Im Konflikt zwischen Allgemeinheit und Wirtschaft geht es hingegen um eine gerechtere und effizientere Verteilung der grundlegenden Ressourcen der Wissensgesellschaft. Den emotionalen Kern, der die Piraten motiviert, bilden jedoch als besonders drastisch empfundene und beschriebene Entwicklungen, die einer Entfaltung der individuellen Freiheit entgegenstehen.


  Man kann aus dieser Agenda leicht eine sozialliberale Grundorientierung herauslesen. Die Ideen entsprechender Vordenker wie Karl-Hermann Flach und Ralf Dahrendorf scheinen bei den Piraten eine neue Heimat gefunden zu haben. Das Bauchgefühl und die von vielen Piraten im Wiki der Partei vorgenommene ideologische Selbstverortung deuten ebenfalls auf eine gewisse Nähe hin. Auch das öffentliche Auftreten der Partei spricht dafür: Insbesondere in den Wahlkämpfen 2009 haben die Piraten ihren Anspruch, eine Bürgerrechtspartei zu sein, stark hervorgekehrt. Anlässlich der Debatte um Netzsperren verlieh man der Befürchtung Ausdruck, Deutschland stünde kurz davor, zum digitalen Überwachungsstaat zu werden.


  Man erkennt auf den ersten Blick, dass die Piraten hier an Diskussionen und Werthaltungen anschließen, die in der bundesdeutschen Geschichte tief verwurzelt sind. Die grundsätzliche Skepsis gegenüber staatlichen Eingriffen und das grundsätzliche (wenn auch labile) freiheitliche Selbstverständnis sind ein Erbe des Nationalsozialismus sowie des SED-Regimes. Dieses zu mobilisieren und in konkrete politische Anliegen zu übersetzen, ist freilich nur in bestimmten Situationen möglich. So gerieten die Rechte und Freiheiten der Bürger zu Beginn des neuen Jahrtausends angesichts der politischen Reaktionen auf die Bedrohung durch den islamistischen Terrorismus ohne allzu viel Wiederstand in die Defensive. Erst als die Erinnerung an die Anschläge vom 11. September 2001 allmählich verblasste und das Bundesverfassungsgericht mehrfach intervenierte, haben sich die Koordinaten der Diskussion wieder verschoben. Davon profitieren nun zweifellos auch die Piraten.


  Ausgehend vom Schutz der Privatsphäre der Bürger entwickeln die Piraten in ihrem Programm – quasi als Antithese zum Schreckbild des »gläsernen Bürgers« – die Forderung nach einem »gläsernen Staat«. Sie greifen damit die für eine Demokratie essenziellen Werte der Nachvollziehbarkeit und Transparenz auf. Leicht lassen sich daraus Forderungen ableiten, die auf eine partielle Reform des politischen Systems hinauslaufen, die aus Sicht der Piraten notwendig ist, weil Entscheidungen für Bürger schwer zu durchschauen seien und stark von Lobbyinteressen beeinflusst würden. Als Gegenmittel fordert die Partei, die Informationsansprüche der Bürger bzw. Auskunftspflichten des Staates auszuweiten, auch die Entscheidungsprozesse innerhalb der Regierung und der Behörden sollen offengelegt werden. Zugleich fordern die Piraten Elemente direkter Demokratie, um repräsentative Verfahren zu ergänzen bzw. in Teilen zu ersetzen. Es handelt sich dabei um Forderungen und Werte, die das Milieu, die Subkultur bzw. die Szene prägen, in der die Piraten ursprünglich entstanden sind. Man will sich selbstgesteuert vernetzen und ungehindert zusammenarbeiten; elementare Voraussetzungen dafür sind unter anderem Informalität, Offenheit und Transparenz. All das gehört zu der unter Internetnutzern weitverbreiteten »Ideologie der Freiheit« (Castells 2005, S. 47 f.).


  Die Piratenpartei ist damit weltanschaulich und kulturell attraktiv für Angehörige eben jener Internetkultur, sie bietet aber zugleich eine eigene Variante der radikalen Kritik am Zustand und den Mechanismen der repräsentativen Demokratie. Der Humus, auf dem die Forderungen der Piraten gedeihen, ist allerdings überaus heikel: In der Kritik an der angeblichen Intransparenz des politischen Systems verstecken sich allerlei Vorurteile und Fehlannahmen über die Funktionsweise von Politik. Genau genommen verbergen sich dahinter idealistische, ja fast schon naive Vorstellungen. Elemente des Parlamentarismusverständnisses, das im 19. Jahrhundert als damals zeitgemäße Antwort auf obrigkeitsstaatliche und plutokratische Verhältnisse entwickelt wurde, tauchen plötzlich wieder auf: die freie Rede, der Widerstreit der Argumente, die vollkommene Unabhängigkeit von Interessen, Fremdeinflüssen und Zwängen.


  Auch hier lassen sich eindeutige Parallelen zur Netzkultur und vor allem zum Alltags- und Berufsleben jener Personen ausmachen, die bei den Piraten aktiv sind. Gerade die Angehörigen der Gründergeneration scheinen mit klassisch strukturierten Großorganisationen wenig Erfahrung gemacht zu haben. Ihr Verständnis von organisierter Kollektivität basiert auf biografischen Erlebnissen und Prägungen. Für berufliche wie private Kontexte fanden sie oftmals im Internet einen Raum, in dem sie mit Gleichgesinnten zusammenkommen sowie die Spielregeln selbst festlegen konnten und sich keiner starren Ordnung unterordnen mussten. Diese Erfahrungen übertragen nun offenbar viele Piraten auf die Politik. Alles, was sie nicht verstehen, was tendenziell verschlossen oder insidermäßig organisiert ist, erscheint ihnen zunächst einmal suspekt. Deswegen besinnen sie sich auf die Grundlagen, die Wurzeln der demokratischen Ordnung. Sie greifen beherzt zu, wenn es gilt, Ideen und Konzepte zu übertragen. Daraus muss kein konzises Bild von Demokratie erwachsen. Wohl aber resultiert daraus eine entschiedene Kritik an ihrem aktuellen Zustand.


  Das Vorhaben, die Willensbildung im Parlament von aggregierten Großgruppen abzulösen, ist im Endeffekt jedoch eine Kampfansage an den Korporatismus deutscher Prägung. Mit der Forderung nach individuellen Mitwirkungsrechten anstelle repräsentativer Entscheidungsverfahren bedienen die Piraten allerdings auch die populistische Politikverdrossenheit. Es ist geradezu ein »Grundaxiom« des Populismus, sich auf den »gesunden Menschenverstand« zu berufen (Priester 2012, S. 4). Hiervon ausgehend wird unter anderem das bestehende Staatswesen – die Politik, ihre Repräsentanten und Institutionen – abgelehnt. Dagegen setzt man dann Forderungen nach mehr und unmittelbarer Beteiligung der Bürger.


  Wohlgemerkt: Die Piraten sind nicht vorsätzlich populistisch, diese Tendenz erwächst vielmehr aus jenem übersteigerten Idealismus, der sie politisch anspornt. Sie verkennen dabei allerdings, warum die Dinge so laufen, wie sie laufen, und dass das existierende System auch Vorteile hat: dass etwa die Organisation eines Parlaments in Fraktionen stabile Mehrheitsverhältnisse garantiert; dass es sinnvoll sein kann, gesellschaftliche Großgruppen bei der Entwicklung und Durchsetzung politischer Entscheidungen einzubinden; dass das festgeschriebene Prinzip der Eigen- und Mitverantwortung der zentralen Akteure diese auch diszipliniert. Zugespitzt: Die Piraten werfen Fragen auf, die auch Politikstudenten im ersten Semester stellen. Man kann, aber man muss ihnen dieses Maß an Unwissen nicht zwingend zum Vorwurf machen; man sollte sich vielmehr fragen, weshalb das politische System selbst seine Funktionsweise offenkundig nicht erfolgreich vermitteln kann. Insoweit sind die Piraten also ein Reflex auf einen eklatanten Mangel des politischen Systems selbst.


  Jenseits der Themenschwerpunkte Freiheit im Internet und Transparenz in der Politik findet sich im Grundsatz- und in den Wahlprogrammen der Piraten ein zweiter Komplex an Diagnosen und daraus abgeleiteten Forderungen. Hier scheint die Partei teilweise ins Beliebige abzugleiten, was sich aber auf ihre netzkulturelle Prägung zurückführen lässt. Im Wesentlichen geht es in diesem Bereich um diskriminierungsfreie Zugänge zu Infrastrukturen jeder Art (Siri/Villa 2012). Mit Blick auf das Ideal der Diskriminierungsfreiheit sind die Piraten zu dem Schluss gekommen, dass Infrastrukturleistungen kostenlos bereitgestellt und dass die durch privatwirtschaftliche Akteure ausgelöste Wettbewerbsverzerrung beseitigt werden muss. Das umfasst nicht allein netzpolitische Fragestellungen, sondern betrifft etwa auch den Zugang zu Bildung oder Mobilität. Diese Haltung schließt auch die instinktive Ablehnung privater Eigentums- und Verfügungsrechte an Kultur und Wissen ein, weil dadurch aus Sicht der Piraten schöpferische und gesellschaftliche Potenziale blockiert werden.


  Konkret läuft dies auf die Forderung hinaus, das geltende Urheberrecht fundamental zu reformieren. In ihrem Grundsatzprogramm setzen sich die Piraten dafür ein, »das nichtkommerzielle Kopieren, Zugänglichmachen, Speichern und Nutzen von Werken nicht nur zu legalisieren, sondern explizit zu fördern, um die allgemeine Verfügbarkeit von Informationen, Wissen und Kultur zu verbessern«; diese stelle schließlich eine »essentielle Grundvoraussetzung für die soziale, technische und wirtschaftliche Weiterentwicklung unserer Gesellschaft dar« (Piratenpartei Deutschland 2011, S. 6). Ganz ähnlich argumentieren sie im Bereich des Patentrechts, das als Hemmnis für Innovationen und den technischen wie ökonomischen Fortschritt beschrieben wird (ebd., S. 7).


  An dieser programmatischen Ausrichtung der Partei hat sich reichlich Kritik entzündet: Die Forderungen im Bereich der Infrastruktur verkennen, dass in komplexen Gesellschaften eine marktförmige Steuerung oft sehr effizient ist. Insbesondere für bestimmte endliche Ressourcen ist durch eine verursachungsgerechte Zuordnung eines Teils der Kosten ein leicht nachvollziehbarer Anreiz zum schonenden Verbrauch gegeben. Anderenfalls bedarf es oft sehr komplizierter Sanktionsmechanismen gegenüber jenen, die den freien Zugang für individuelle Vorteile zulasten der Allgemeinheit missbrauchen. Die Forderungen zum Urheberschutz stufen zudem schöpferische Leistungen in den Bereichen Wissen und Kulturproduktion teilweise zu lediglich verdienstvollen Gütern herunter, deren Urheber allenfalls beschränkte Vermarktungsrechte besitzen sollen. Sie sollen am Ende eher eine Art »Finderlohn« erhalten – aber keinen weitreichenden Verwertungsschutz genießen.


  Die Piraten haben durchaus erkannt, dass sie damit die bestehenden Formen der Wissens- und Eigentumsaneignung in ihrem Wesen angreifen. Wie bereits bei den Ansichten zur Neugestaltung der Demokratie haben wir es auch hier mit idealistischen, ja ansatzweise naiven Vorstellungen zu tun. Dass eine Abschaffung des privaten Patentschutzes von Wissenschaftlern, die an staatlichen Hochschulen arbeiten, gerade die bestehenden Strukturen stabilisieren könnte, wird ausgeblendet. Die Piraten berücksichtigen nicht, dass Verlage und Plattenfirmen mit den Einnahmen, die sie mit profitablen Autoren, Musikern oder Künstlern erzielen, vielfach auch Neueinsteigern den Weg ebnen. Auch die Rolle und die Vermachtungsstrategien von Plattformen wie Google oder Facebook scheint man nicht allzu ausführlich reflektiert zu haben (Leggewie 2012, S. 237).


  Dieser kurze Streifzug durch das Programm der Piratenpartei sollte jedenfalls gezeigt haben, dass der Vorwurf einer Verengung auf Netzpolitik, der von den Medien immer noch häufig erhoben wird, keineswegs gerechtfertigt ist. Wohl strahlt hingegen die Funktionsweise des Internets auf die Ideen und politischen Forderungen der jungen Partei aus.


  Im Zuge der jüngsten Wachstumsschübe hat sich auch die soziale Zusammensetzung der Piraten verändert, was wiederum Folgen für ihre programmatische Ausrichtung hat. Zur Kernklientel der ersten Generation traten nach der Europawahl vor allem die sogenannten Digital Natives hinzu. Diese verfügen nicht zwingend über profundere Computer- oder Internetkenntnisse als die Veteranen, sie gehen mit den neuen technologischen Möglichkeiten allerdings müheloser und selbstverständlicher um. Dementsprechend stellten sie dann auch nicht den kulturellen und organisatorischen Kern der Partei infrage – wohl aber den programmatischen.


  Für die Digital Natives war der Versuch der Bundesregierung, Netzsperren gegen kinderpornografische Seiten einzuführen, quasi das zentrale politische Erweckungserlebnis. Den angestauten Frust über die etablierten Parteien übersetzten sie damals in politisches Handeln. Die Netzsperren waren ihnen ein Symbol für die Inkompetenz des politischen Systems, das es nun zu ändern galt. Ihre Interessen reichten somit weit über netzpolitische Anliegen hinaus bzw. hatten mit diesen teilweise nur noch bedingt zu tun. In der Folge wurde dann von diesen neuen Piraten selbst der Gründungsmythos der schwedischen Piratenpartei, die Abschaltung von The Pirate Bay, ein wenig verächtlich abgetan (Becker/Scheuermann 2011). Schließlich zahlten sie bei iTunes ohnehin bereitwillig für Musik, Videos oder Apps. Ihnen ging es im Kern eher um die soziale Interaktion im Internet. Auf Facebook, Twitter, MySpace oder StudiVZ kommentierte man schließlich auch politische Fragen, regte sich über die Lage im Schul- und Hochschulwesen auf oder ärgerte sich, wenn der öffentliche Nahverkehr nicht funktionierte. Aus dieser Perspektive heraus formulierte die zweite Generation ihre Ansprüche an die Politik ihrer neuen Partei: An die Stelle unverbindlicher Kommunikation im Internet sollte konkretes politisches Handeln treten.


  Auch wenn sie ebenfalls Bezüge zur Netzkultur aufweisen, sind die von den Digital Natives aufgeworfenen Fragestellungen also anders akzentuiert. Altersbedingt – die neuen Piraten haben zu einem großen Teil ihre Berufsausbildung oder ihr Studium noch nicht abgeschlossen – sind Bildungspolitik und die sozialstaatliche Absicherung der eigenen, oft als prekär empfundenen Biografie zentrale Ansatzpunkte. Der Zugang zu diesen Politikfeldern und das praktische Vorgehen sind dabei spielerisch. Man nähert sich unbefangen politischen Vorstellungen, eben ganz so, wie es im postideologischen Zeitalter üblich ist. Dabei bleiben die Digital Natives in ihrem politischen Engagement im Internet weitgehend unter sich. Spricht durchschnittlich nur jeder sechste Deutsche online über Politik, so macht das immerhin jeder zweite in der Altersgruppe der unter 30-Jährigen (Emmer/Wolling 2010, S. 44). Die Digital Natives müssen folglich in ihrem Umfeld keine Rücksicht auf tradierte Inhalte oder Formen des politischen Betriebs nehmen.


  Sie sind dabei unvorbelastet und ignorant zugleich. Programmatisch sind sie zwar offen für allerlei Ideen, sie übergehen aufgrund ihrer starken Orientierung am Prinzip der Offenheit aber oftmals bereits getroffene programmatische Festlegungen oder thematische Schwerpunktsetzungen. Eine ideengeschichtliche, intellektuell anspruchsvolle Herleitung von politischen Programmen haben sie größtenteils nicht im Sinn, wohl allerdings den Wunsch, möglichst schnell zu vielen Fragen der Zeit irgendwie kreative Antworten zu liefern.


  Der rege Zulauf an Digital Natives war jedenfalls entscheidend dafür, dass plötzlich Themenkomplexe wie Geschlechter- und Familienpolitik, Umwelt-, Sozial- und Drogenpolitik aufgegriffen wurden. Man kann zwar nicht allein aus dem Beitrittsdatum ableiten, ob jemand eher für die Konzentration auf die Kernthemen der Netzpolitik oder für ein möglichst umfassendes Vollprogramm ist, es zeichnet sich jedoch ab, dass netzpolitische Fragen im engeren Sinn mittlerweile ein wenig in den Hintergrund geraten sind. Dies ruft wiederum den Widerspruch der Gründergeneration hervor. Insbesondere die Gruppe 42, zu der auch der frühere Bundesvorsitzende Jens Seipenbusch gehört, machte sich jüngst stark für eine Rückkehr zu den traditionellen Themen.


  Obschon die Bemühungen um größere programmatische Diversität erst in den letzten eineinhalb Jahren zugenommen haben, waren die Piraten im Endeffekt allerdings nie wirklich eine monothematisch verengte Partei. Ausgehend von netzkulturellen Ausdrucksformen haben sie für verschiedene Themenbereiche programmatische Bausteine entwickelt. Klar ist aber zugleich, dass die Partei bis heute kein vollwertiges Programm besitzt, wie man es von den meisten etablierten Parteien kennt. Nach wie vor haben die Piraten zu vielen konventionellen Politikfeldern keinerlei Positionen zu bieten. Forderungen in den Bereichen Wirtschafts-, Finanz- oder Außenpolitik zum Beispiel fehlen oder sind wenig profiliert. Wahlprogramme sind oftmals eine beliebige Aneinanderreihung verschiedenster Themenblöcke, wobei gerne bestehende Module anderer Landesverbände weiterverwendet werden.


  Dabei konkurrieren marktliberale mit eher sozialliberalen Forderungen und verschiedenen Spielarten libertärer Positionen. Gemeinsam ist diesen aber die Forderung nach einem freien Zugang zu Ressourcen, die entweder marktliberal, im Sinne einer sozialstaatlich organisierten Chancengerechtigkeit oder mit Rekurs auf egalitäre Gerechtigkeitsvorstellungen begründet wird. Die Idee des freien Zugangs ist insofern vielleicht das Kernstück der programmatischen Erzählung der Piraten. Das durch den Staat abgesicherte Prinzip des Open Access ist demnach die Voraussetzung sowohl für einen als positiv empfundenen marktvermittelten gesellschaftlichen Fortschritt als auch für die politische Verwirklichung gesellschaftlicher Gerechtigkeit mit schwerer Gewichtung individueller Freiheit. Sonderlich stringent und logisch argumentieren die Piraten dabei freilich nicht.


  Das ideologische Fundament der Partei ist jedenfalls keineswegs gefestigt, vielmehr sind die Begründungszusammenhänge nicht selten widersprüchlich, wenn nicht gar falsch. So betrachten nicht wenige Piraten die Forderung nach einem bedingungslosen Grundeinkommen als sozialliberalen Markenkern. Diese Forderung ist zwar in vielen politischen Denkrichtungen zu finden, sozialliberal ist dieser Ansatz aber wohl nicht zu nennen. Die klassische sozialliberale Denkschule setzt ja gerade darauf, die individuelle, auf Erwerbsarbeit gründende Leistungsbereitschaft zu fördern. Aus der Kritik an diesem Ansatz (Offe 2007) erwächst ja überhaupt erst die Forderung nach einem Grundeinkommen.


  3.3 Wer sind die Mitglieder?


  Das Mitgliederwachstum der Piraten wird immer wieder als »dynamisch« beschrieben. Wenngleich die Grünen in den Anfangsjahren sogar deutlich schneller wuchsen, war die Entwicklung bei den Piraten nicht minder beachtlich, zumal sie nicht stetig verlief, sondern eher sprunghaft in den skizzierten Stufen. Bemerkenswert ist dabei zunächst, dass die Piraten eine im wahrsten Sinne des Wortes junge Partei sind. Das Durchschnittsalter wurde einige Zeit lang mit 30 Jahren angegeben, hat sich jedoch im Zuge des starken Wachstums in der ersten Jahreshälfte 2012 deutlich erhöht. Trotzdem liegen die Piraten immer noch unter den Werten der etablierten Parteien, die – einschließlich der Grünen – sichtbar ergraut sind. Das Bild der Piraten bestimmen hingegen Mitglieder, die ihre Jugendphase Ende der neunziger und während der nuller Jahre verbracht haben.


  Dass diese Gruppe überhaupt politisch aktiv geworden ist, erscheint im Lichte der jüngeren Ergebnisse der Jugendforschung durchaus überraschend. Immerhin hatten etliche Studien die 15- bis 35-Jährigen als politisch indifferente »pragmatische Generation« ausgemacht (Albert 2010). Diese Annahme bezog sich allerdings vor allem auf die traditionellen Formen der politischen Partizipation und spiegelt sich in einer entschiedenen Abneigung gegenüber Organisationen (insbesondere Parteien) und einer wachsenden Wahlenthaltung wider (Palfrey/Gasser 2008, S. 259). Politisch inaktiv waren diese Jugendlichen genau genommen jedoch nie, ihr Partizipationsverhalten fällt keineswegs geringer aus als das älterer Kohorten. Sie beteiligen sich rege an Unterschriftensammlungen, reichen Petitionen ein, machen bei Demonstrationen mit und treten sogar Verbänden und Vereinigungen bei. Allein: Sie halten all das nicht für Politik. Politik ist schließlich das, was Politiker beruflich machen.


  Gleichzeitig arrangiert man sich mit den Erschwernissen im schulischen Bereich, nimmt die Engpässe in der Berufsbildung hin oder erträgt klaglos die Experimentierfreude der Hochschulen bei der Umsetzung der Bologna-Reform. Man will sich im Berufsleben durchsetzen und vertraut darauf, dass man sich auch durchsetzen wird. Man ist geduldig, erträgt all die Anforderungen in Sachen Flexibilität und Anpassungsfähigkeit. Kontinuierliches politisches Handeln in den klassischen Bahnen ist für diese Menschen jedenfalls keine Option.


  Man hat gelernt, dass Sachverstand, Qualifikation, Eigenmotivation und Kommunikationsvermögen vorausgesetzt werden, und hofft, dass das später auch Anerkennung finden wird. In dem Augenblick aber, in dem die daraus resultierenden Erwartungen infrage gestellt werden, wird dies nicht geduldet. Dieser Impuls durchzieht gegenwärtig eine ganze Reihe politischer Initiativen und motiviert in vielen Fällen die Entscheidung, sich den Piraten anzuschließen. Dies gilt zumindest für die zahlreichen Mitglieder der zweiten Generation. In jüngster Zeit drängen zusätzlich verstärkt Personen in die Partei, die dem Reiz des Neuen und des Erfolgs erliegen. Damit geht einerseits eine lebensweltliche Erweiterung der Parteibasis einher, andererseits aber auch die Gefahr der inhaltlichen und organisatorischen Zerfaserung. Als Sammelbecken für zum Teil auch kuriose Anliegen könnten die Piraten ihre ohnehin schon zurückgedrängten Kernthemen aus den Augen verlieren und mittelfristig ihre programmatische wie kulturelle Identität verspielen. Zumal unter den Neu-Piraten etliche sind, die sich angesichts des schnellen Erfolgs der Partei Karrierechancen ausrechnen. Das ist keineswegs ungewöhnlich – auch die Grünen erlebten einen Zustrom von Neumitgliedern, als 1983 mit der vorgezogenen Bundestagswahl ein größerer Erfolg winkte. Der bekannteste Neuzugang hieß damals Joschka Fischer.


  Was bei den Grünen damals ebenfalls eine Rolle spielte, war der Umstand, dass viele Personen beitraten, die beruflich in einer Sackgasse steckten. Das gilt nicht nur für vergleichsweise verkrachte Existenzen wie den jungen Joschka Fischer. Nicht wenige in den fünfziger Jahren geborene Menschen waren Anfang der Achtziger hochqualifiziert, fanden aber keine Beschäftigung. Am Beginn ihres Studiums hatten sie noch darauf vertraut, dass die Bildungsexpansion weitergehen würde wie zwischen 1965 und 1975, doch dann folgten die ersten Haushaltskürzungen als Reaktion auf die Ölpreisschocks. Mithin wurde es nichts mit der erhofften Lehrerlaufbahn oder der Karriere in den Geisteswissenschaften. Für diese beruflich blockierten Hochschulabsolventen boten die Grünen attraktive Chancen: Die Fraktionen in den Parlamenten benötigten schließlich nicht nur Abgeordnete, sondern obendrein zahlreiche Mitarbeiter.


  Ähnlich verhält es sich gegenwärtig bei den Piraten, auch wenn ihre Anhänger weniger mit biografischen Blockaden als vielmehr mit der prinzipiellen Fragilität ihrer Lebensläufe zu kämpfen haben. Studiert man eine von der Partei selbst durchgeführte Erhebung (Kegelklub 2012), fällt der überdurchschnittlich hohe Anteil (37 Prozent) an Mitgliedern auf, die beruflich etwas mit IT zu tun haben. Das hat natürlich Auswirkungen auf den Habitus der Piraten: So nutzen sie Symbole und Zeichen, die auch unter Hackern und Computerspielern verbreitet sind. Dazu gehören beispielsweise schwarze Klamotten, T-Shirts mit kryptischen oder verwegenen Motiven und die unter den männlichen Mitgliedern verbreitete Vorliebe für lange Haare und Bartfrisuren. Auch Accessoires wie die mit Aufklebern verzierten Laptops oder das Modegetränk Club Mate gehören zum idealtypischen, etwas klischeehaften Erscheinungsbild der Piraten. Dazu kommt ein spezifischer Jargon, der von Ausdrücken aus der Computer- und Internetkultur durchzogen ist, und eine bestimmte Form der ironischen Kommunikation (Hensel 2012a).


  Die System- und Netzwerkadministratoren, Softwareentwickler und Informatiker stellen allerdings eine recht heterogene Klientel dar. Sie verfügen über ein beträchtliches Bildungsniveau, das sie sich jedoch nicht unbedingt auf konventionellen Wegen angeeignet haben. Nicht wenige Piraten haben ihr Studium abgebrochen oder stehen kurz davor, das zu tun; manche haben sich frühzeitig selbstständig gemacht; andere arbeiten bei wechselnden Arbeitgebern oder hangeln sich von Auftrag zu Auftrag. Dementsprechend unterscheidet sich die finanzielle Lage der einzelnen Piraten teils erheblich: Einige sind prinzipiell in der Lage, überdurchschnittlich hohe Einkommen zu beziehen. Das Bundesvorstandsmitglied Matthias Schrade arbeitet immerhin als Finanzanalyst. Der Berliner Abgeordnete Pavel Mayer ist recht erfolgreich als IT-Unternehmer tätig (Fischermann 2012). Andere befinden sich jedoch in einer eher prekären Situation. Gerade im innerparteilich dominanten IT-Bereich ist die Arbeit oft stark projektbezogen. Der stete technologische Wandel bringt es zudem mit sich, dass Qualifikationen und Fähigkeiten schnell veralten und geknüpfte Beziehungen sich auf mittlere Sicht nicht als tragfähig erweisen. In diesem Fall droht der soziale Abstieg – gerade weil formale Bildungstitel oftmals fehlen und nicht mit Mitteln aus den arbeitnehmerfixierten Sozialversicherungen zu rechnen ist. Im Normalfall ist die objektive finanzielle Situation dieser Personen zwar ganz passabel, das Risiko des Abstiegs ist jedoch ein allgegenwärtiger Begleiter. Die entsprechenden Piraten charakterisieren sich deswegen teilweise selbst als »besser verdienendes Prekariat« (zitiert nach Bollmann 2012). Für sie bietet die Partei wie ehedem die Grünen interessante berufliche Perspektiven. In Berlin ist nach dem Einzug ins Abgeordnetenhaus beispielsweise etwa die Hälfte der schon zuvor aktiven Piraten zu einem haupt- oder ehrenamtlichen Mandat oder einem entsprechenden Job gekommen.


  Während der bisherige Aktivenkern in Funktionen oder hauptamtliche Positionen überwechselt, strömen zugleich zahlreiche Neumitglieder in die Partei. Dabei konkurrieren stets zwei Logiken miteinander. Die Bestandsmitglieder haben bereits eine Identität entwickelt, die sie natürlich bewahren wollen. Die Neumitglieder sind mit dieser Identität, den Symbolen und Ritualen noch nicht wirklich vertraut. Solange die Veteranen die Partei allerdings quantitativ wie qualitativ dominieren, fügen sich die Neuen mehr oder minder bereitwillig in die überlieferten Formen ein. Viele fühlen sich sogar bemüßigt, besonders emsig mitzuarbeiten. Gerade weil sie beweisen wollen, dass sie wirklich dazugehören, übernehmen sie dann nicht nur Rituale und Ausdrucksformen, sondern legen auch ganz besonderen Wert auf deren Anwendung. Sobald die Neumitglieder jedoch zahlenmäßig die Oberhand gewinnen, ist die Versuchung groß, all die eigentümlichen Dinge infrage zu stellen, die die Altvorderen fast schon ehrpusselig pflegen. Die zahlreichen Neumitglieder teilen nämlich möglicherweise eine gemeinsame Identität, die auf Ereignisse zurückgeht, die ihrem Eintritt zugrunde liegen, die jedoch nichts oder nur wenig mit den Motiven gemein haben muss, die einst für die Bestandsmitglieder entscheidend waren. Die Folge sind programmatische, strategische oder kulturelle Reibungen zwischen den beiden Gruppen.


  Trotz der letzten Beitrittswellen hat sich eine Sache bei den Piraten aber bis heute kaum verändert: der geringe Frauenanteil. Zunächst: Die Partei selbst führt darüber keine Statistik. Anhand einer parteiinternen Befragung lässt sich der weibliche Anteil auf maximal 18 Prozent veranschlagen (Kegelklub 2012, S. 2). Unsere eigenen Beobachtungen verleiten zu der Annahme, dass er unter den Aktiven eher gegen zehn Prozent tendiert. Allerdings sind bei beiden Geschlechtern rund drei Viertel der Auffassung, dass Männer und Frauen in der Partei vollständig oder weitgehend gleichberechtigt sind. Bei der parallel gestellten Frage, ob dies auch für die Gesellschaft gelte, verneinte dies immerhin ein gutes Drittel (ebd., S. 22). Die Piraten scheinen von den Mitgliedern also als ein Hort der Emanzipation wahrgenommen zu werden.


  Ganz so einfach sollte man es sich allerdings nicht machen, schließlich spielen Frauen in der Partei eben nur selten eine herausgehobene Rolle. Der Bundesvorstand war lange eine reine Männerrunde, erst seit 2011 gehören ihm erstmals zwei Frauen an. In drei der vier Landtagsfraktionen sitzt nur eine einzige Frau; lediglich in Nordrhein-Westfalen haben drei Frauen den Einzug ins Parlament geschafft, doch auch sie sitzen 17 Männern gegenüber. Fünf der 16 Landesvorstände sind komplett mit Männern besetzt. In zehn weiteren ist gerade einmal eine Frau vertreten. In Berlin gehören dem fünfköpfigen Vorstand immerhin zwei Frauen an. Offenbar gibt es in der Partei also eine Reihe von Hürden für eine höhere Beteiligung von Frauen.


  Zum Teil handelt es sich dabei um Hindernisse, die wohl in jeder Organisation anzutreffen sind (Siri/Villa 2012, S. 160), es gibt allerdings zwei wichtige Aspekte, die als genuin »piratig« gelten: Sowohl das bereits erörterte »Kandidatengrillen« als auch die sogenannten »Shitstorms« schrecken weibliche Sympathisanten stärker ab als Männer (Kegelklub 2012, S. 18). Bei Letzteren handelt es sich um digitale Erregungswellen, die sich durch einen aggressiven Ton sowie oftmals unflätige Beschimpfungen auszeichnen und denen auch Vorstandsmitglieder und Kandidaten in den digitalen Kommunikationsräumen der Partei bisweilen ausgesetzt sind.


  Einer umfassenden Debatte darüber, wie man den Frauenanteil steigern könnte, weichen die Piraten bisher allerdings aus. Man hat stattdessen die Chiffre »postgender« für sich entdeckt. Positiv gewendet, unternimmt die Partei den Versuch, eine Gleichstellungspolitik jenseits von Quotenregelungen zu durchdenken (Siri/Villa 2012, S. 169). Kritisch formuliert, wird mit dem Begriff jede Geschlechterdifferenz negiert, was nicht nur wegen des erkennbar niedrigen Frauenanteils einen eher schalen Beigeschmack bekommt. Wenn man zudem auf den Parteitagen sieht, dass Frauen in erster Linie die praktische Hintergrundarbeit wie Garderobendienst, Catering oder Kinderbetreuung übernehmen, während sich die Männer wählen lassen und programmatische Auseinandersetzungen führen, könnte man es rasch als simple Rechtfertigungsstrategie entlarven.


  Die Partei steht jedoch nicht nur wegen ihres niedrigen Frauenanteils in der Kritik, sondern auch, weil sie offensichtlich eine gewisse Anziehungskraft auf Personen hat, die dann bald negativ auffallen und die Piraten somit in ein schlechtes Licht rücken. Die Führung hat in solchen Fällen dann immer schnell ein Zitat von Gregor Gysi zur Hand, wonach es in jeder Partei »zehn Prozent Idioten« gebe (Staun 2012). Dass die Piraten dabei vor allem Probleme mit Leuten zu haben scheinen, deren politische Primärsozialisation im rechten Spektrum stattfand oder deren Ansichten ebendort zu verorten sind, ist eine überaus unangenehme Entwicklung, auf welche die Partei bislang nicht einheitlich reagiert hat. Ob eine frühere Mitgliedschaft in der NPD als lässliche Jugendsünde anzusehen oder ob eine klare Abgrenzung vorzunehmen sei, ist hochumstritten. Gegen Matthias Bahner, einen frisch gewählten Kreistagsabgeordneten aus Vorpommern-Greifswald, läuft aus diesem Grund ein Parteiordnungsverfahren, das in erster Instanz noch gescheitert war, mittlerweile aber Erfolg hatte (Gschwender 2011; o. V. 2012). Aber nicht nur die belegte rechte politische Vergangenheit einiger Mitglieder stellt die Piraten vor eine Zerreißprobe. Das Parteimitglied Bodo Thiesen etwa fiel schon 2008 durch revisionistische Aussagen zum Holocaust und zur Schuld Deutschlands am Ausbruch des Zweiten Weltkriegs negativ auf. Die damalige Führung unter Jens Seipenbusch versuchte, Thiesens Statements zu bagatellisieren, ehe sie mit einer Verwarnung und später mit einem sich über Jahre hinziehenden und mittlerweile gescheiterten Parteiausschlussverfahren gegenzusteuern versuchte. Konterkariert wurden die Bemühungen des Vorstands durch den Bundesparteitag 2009, der Thiesen zum stellvertretenden Mitglied des Parteischiedsgerichts wählte (Häusler 2011, S. 75; Beitzer 2012a).


  In den Bundesvorstand schaffte es 2009 sogar Stefan Koenig, der mit den Thesen des niederländischen Rechtspopulisten Geert Wilders kokettierte und dann zur Partei »Die Freiheit« wechselte, die er inzwischen schon wieder verlassen hat. Durch solche Fälle sensibilisiert, gehen die Vorstände einiger Landesverbände mittlerweile energischer vor. Als im Frühjahr 2012 öffentlich darüber diskutiert wurde, dass der Landtagskandidat Carsten Schulz unter Berufung auf die Meinungsfreiheit die Leugnung des Holocausts nicht länger unter Strafe stellen wolle, die freie Verfügbarkeit von Hitlers Mein Kampf gutheiße und T-Shirts mit dem Konterfei eines britischen Verschwörungstheoretikers trage, suspendierte der Landesverband Niedersachsen seine Aufstellung (Dörner 2012; Kurz 2012). Schulz bemühte sich dennoch erfolglos um die Spitzenkandidatur in diesem Bundesland und um den Einzug in den Bundesvorstand. Ähnlich erging es Robin Fermann, gegen den nach einer Reihe von unverhohlen antisemitisch konnotierten Äußerungen mittlerweile ein Parteiausschluss angestrebt wird (Fischermann 2012). Kevin Barth aus dem württembergischen Heidenheim musste nach einem ebenso akzentuierten Twitter-Beitrag bereits von seinem Posten als Kreisvorsitzender zurücktreten (Deckert 2012).


  Inwiefern die innerparteiliche Meinungsfreiheit auch Ansichten einschließen darf, die außerhalb des bundesrepublikanischen Konsenses stehen, war lange Zeit ungeklärt. In Bezug auf den gescheiterten Ausschluss Thiesens erklärte beispielsweise der Berliner Landesvorsitzende Hartmut Semken, nicht Charaktere wie Thiesen seien ein Problem für die Partei, sondern jene Mitglieder, die die Meinungsfreiheit einschränken wollten (Beitzer 2012b). Mit seinen Aussagen erntete Semken allerdings erbitterten Widerspruch aus den eigenen Reihen (Meiritz/Reinbold 2012). Der Druck der fortgesetzten medialen Debatte über die angebliche Rechtslastigkeit der Piraten veranlasste den Bundesparteitag im April 2012 zu einer unmissverständlichen Erklärung zum Thema Holocaustleugnung, von der man sich zumindest bei dieser Frage zukünftig eine bessere Handhabe verspricht. Gegen allgemeinere antisemitische Aussagen hat man damit allerdings immer noch kein Instrument. Welch große Sprengkraft dabei in diesem Thema liegt, zeigte sich ebenfalls im Zuge der Kandidatenvorstellung auf dem Bundesparteitag. Christian Hufgaard verweigerte seine Meinung zur israelischen Außen- und Sicherheitspolitik, auch der neue Vorsitzende der Partei, Bernd Schlömer, wich diesem Thema aus. Hier ist also noch eine ganze Reihe politischer Tretminen verborgen. Freilich mag die Zurückhaltung in solch sensiblen Bereichen auch anzeigen, dass die Piraten gelernt haben, vorsichtig zu sein. Schließlich hat bislang nur ein Bruchteil der Aktiven Erfahrung mit parteipolitischer Arbeit. Das unterscheidet die Piraten durchaus von den frühen Grünen.


  Dort gehörte etwa der einstige CDU-Abgeordnete Herbert Gruhl zu den Gründern. Jürgen Trittin kam vom Kommunistischen Bund, Petra Kelly und Fritz Kuhn waren zuvor bei der SPD, Willi Hoss bei der KPD und der DKP aktiv. Dass enttäuschte Mitglieder sich anderen Parteien zuwenden, ist nicht ungewöhnlich. Solche Parteiwanderer finden sich auch bei den Piraten, und das nicht erst seit dem Berlin-Erfolg. Allerdings, sonderlich prominent waren die Verluste der Altparteien an die Piraten bislang nicht. Bekanntere Mitglieder wie Angelika Beer oder Jörg Tauss, der nach seiner Verurteilung wieder ausgetreten ist, lassen sich in erster Linie als Personen charakterisieren, die zuvor in ihren vorherigen Parteien »in Ungnade gefallen waren« (Jesse 2011, S. 189).


  Sowohl qualitativ als auch quantitativ ist der Anteil von Parteiwanderern in der Piratenpartei also gering. Der Großteil der Piraten war zuvor weder parteipolitisch noch nennenswert in Vereinen oder Verbänden engagiert. Allenfalls einzelne Aktivisten aus dem Bereich Netzpolitik und digitale Bürgerrechte finden sich in der Partei wieder. Damit fehlt den Piraten im Gegensatz zu den frühen Grünen eine wichtige Ressource weitgehend, nämlich konkrete politische und organisatorische Erfahrung.


  3.4 Wie finanziert sich die Partei?


  Die Finanzen einer Partei stellen immer einen kritischen Punkt dar, schließlich hängen Handlungsfähigkeit und finanzielle Schlagkraft eng zusammen. Für die interne Verwaltung, für gesetzlich vorgeschriebene Versammlungen sowie die Organisation von Wahlkämpfen braucht man eine verlässliche Einnahmebasis. Außerdem muss das ehrenamtliche Engagement der Mitglieder unterstützt werden, etwa wenn Reisekosten oder Auslagen sonstiger Art anfallen. Entsprechende Einnahmen zu generieren ist allerdings nicht immer ganz einfach. Die regelmäßige Überweisung des Mitgliedsbeitrags setzt eine altruistische Grundhaltung an der Basis voraus. Ehrenamtliche opfern einen Teil ihrer Freizeit, verzichten indirekt auf Einkünfte und geben möglicherweise eigenes Geld für die Partei aus. Spenden haftet immer der Makel an, eine Partei sei käuflich. Veröffentlichungspflichten sollen dem zwar entgegenwirken, sie haben aber möglicherweise eine abschreckende Wirkung auf die Spender, die nicht in den Verruf kommen wollen, die Politik zu korrumpieren.


  Auch an diesem Punkt ergibt sich eine aufschlussreiche Differenz zur Frühgeschichte der Grünen. Die Alternativen legten eine beachtliche juristische Kreativität an den Tag, um den Aufbau der Partei zu finanzieren. Sie nutzten dabei die damaligen Spielräume der staatlichen Parteienfinanzierung, die Parteien noch unabhängig von ihren Einnahmen auf Grundlage von Wahlergebnissen unterstützte. Mit dieser Hilfe konnten die Grünen ihre Eigenmittel beträchtlich hebeln. So nahm ein Vorläufer der späteren Bundespartei 1978 nach der Landtagswahl in Niedersachsen derart viel Geld ein, dass man nicht nur die Kosten des Wahlkampfs decken, sondern auch den Aufbau weiterer grün-alternativer Listen finanzieren konnte (Ebbighausen et al. 1996, S. 330; Klein/Falter 2003, S. 38). Nachdem man 1979 (noch als Wählervereinigung) erstmals bei der Europawahl angetreten war, konnte man 1980 im Jahr der offiziellen Gründung bereits Einnahmen in Höhe von 4,8 Millionen D-Mark aus der staatlichen Wahlkampfkostenerstattung für sich verbuchen (Langguth 1984, S. 26). Nur so war es möglich, einen hauptamtlichen Parteiapparat aufzubauen, sich organisatorisch zu professionalisieren und ein beachtliches Vermögen anzusammeln, das es erlaubte, die Jahre nach 1990, als man im Westen an der Fünfprozenthürde scheiterte, einigermaßen unbeschadet zu überstehen.


  Die Piraten haben es da heute nicht so einfach, vor allem weil die gesetzlichen Grundlagen nach einem Verfassungsgerichtsurteil von 1992 mittlerweile geändert wurden. Die staatlichen Zuschüsse sind auf dem Niveau der von einer Partei selbst generierten Einnahmen gedeckelt (Wettig-Danielmeier et al. 2005, S. 223 f.). Bei den Piraten verschärft sich die Situation durch ein hausgemachtes Problem: Zwar hatten sie aufgrund der guten Wahlergebnisse bei der Europa- und der Bundestagswahl 2009 bereits 2010 Anspruch auf eine Million Euro im Jahr (eine Summe, die mittlerweile auf 1,5 Millionen gestiegen ist), sie konnten diese jedoch nicht mit Eigenmitteln hinterlegen und erhielten nur einen Bruchteil ausbezahlt. Auf der Grundlage des maßgeblichen Rechenschaftsberichts 2008 konnten sie 2009 nur 31 500 Euro beanspruchen (Deutscher Bundestag 2010). In den beiden Folgejahren waren es jeweils 600 000 Euro (Deutscher Bundestag 2011; Deutscher Bundestag 2012). Das entspricht in etwa der Summe, die seinerzeit die im Wesentlichen auf Hamburg begrenzte Schill-Partei überwiesen bekam.


  Der entscheidende Grund für die notorisch desaströse Finanzsituation ist der niedrige Mitgliedsbeitrag, ein Merkmal, das für Piratenparteien weltweit typisch zu sein scheint: Das schwedische Vorbild erhebt gar keine Beiträge, die niederländischen, britischen und kanadischen Schwesterparteien verlangen jährlich zwischen 7,50 Euro und 17,50 Euro. Im Vergleich dazu ist der Mitgliedsbeitrag in Deutschland relativ hoch: Bis 2012 lag er einheitlich bei drei Euro im Monat. Auf dem Bundesparteitag in Neumünster benötigte man mehrere Abstimmungsrunden, um mit einer knappen Zweidrittelmehrheit eine Anhebung um einen Euro zu verabschieden. Dagegen wehren sich bis heute etliche Mitglieder, in deren Augen es auf die Freiwilligkeit der Spenden ankommt. Ein libertäres Politikverständnis durchzieht also auch diese Debatte.


  Selbst mit dem aktuellen Beitrag bewegen sich die Piraten allerdings deutlich unter dem Betrag, den deutsche Parteien für gewöhnlich von ihren Mitgliedern verlangen. CDU, CSU, SPD und FDP erheben Mindestbeiträge zwischen fünf und acht Euro. Sie alle praktizieren überdies ein Modell, bei dem die Beiträge mit dem Einkommen steigen, so dass die durchschnittlichen Summen entsprechend höher liegen. Ähnlich handhaben es auch die Grünen und die Linke. Insgesamt haben nur einige Klein-, Nischen- oder Splitterparteien eine Beitragsordnung, die mit der der Piraten vergleichbar wäre.


  Doch obwohl die Mitgliedschaft ausgesprochen günstig ist, hält sich die Zahlungsmoral der Piraten in Grenzen. Weniger als zwei Drittel der Mitglieder entrichten gegenwärtig überhaupt ihren Beitrag. Säumige Zahler verlieren zwar ihr Stimmrecht, werden gemäß der Bundessatzung allerdings nicht aus der Kartei gestrichen. Andere Piraten wiederum nutzen die Option, aufgrund sozialer Härten nur einen verminderten Beitrag in Höhe von einem Euro im Monat zu überweisen. Der Empfehlung, nach Möglichkeit ein Prozent des Nettoeinkommens an die Partei abzugeben, kommen demgegenüber nur wenige nach. Dividiert man das gesamte Beitragsvolumen durch die Anzahl der Mitglieder, kommt man für 2009 auf eine Summe von 18 Euro im Jahr, wobei das rasante Wachstum in diesem Zeitraum die Werte in negativer Richtung verzerrt. 2010 waren es dann zwar immerhin 30 Euro, führt man sich jedoch vor Augen, dass die SPD etwa 90 Euro und die Grünen gar 125 Euro pro Mitglied verbuchen konnten (Hendricks 2009, S. 7; Strehl 2010, S. 9), wird klar, wie gravierend die Finanzierungsprobleme der Piraten sind.


  Erschwerend kommt hinzu, dass es in der Partei keine Regelung hinsichtlich zusätzlicher Abgaben von Mandatsträgern gibt; bei der Konkurrenz ist es schließlich üblich, dass Abgeordnete, Bürgermeister oder Regierungsmitglieder zwischen 15 und 30 Prozent ihrer Aufwandsentschädigungen bzw. Bezüge an die Partei abführen (Adams 2005, S. 255 f.). Die Piraten haben sich allerdings bewusst entschieden, auf solche Einnahmen zu verzichten, da ein solcher Sonderbeitrag aus grundlegenden Bedenken heraus abgelehnt wird. Selbst die Schatzmeister der Landes- und Kreisverbände verweisen darauf, dass der Aufwand der ehrenamtlichen Mandatsträger im kommunalen Bereich, die teilweise sogar ihre früheren Jobs aufgegeben haben oder auf Teilzeit gewechselt sind, die Aufwandsentschädigungen übersteige. Bei Abgeordneten, die ihrem Amt hauptberuflich nachgehen, greift das Argument der Verhältnismäßigkeit zwar nicht, allerdings übt sich die Partei auch hier in Enthaltsamkeit. Da man allgemein Staatsferne predigt, möchte man sich nicht auf diesem Umweg indirekt mit Steuermitteln alimentieren lassen. Freiwillige Beiträge akzeptiert man zwar, eine Pflicht zum Spenden will man jedoch nicht in die Satzung aufnehmen.


  Die Piraten bleiben somit bei den Einnahmen strukturell hinter der Konkurrenz zurück. Zudem erwies sich das Kassenwesen der Bundespartei während der ersten Jahre als schlichtweg chaotisch. Die Unterlagen zu den Jahresabschlüssen 2006, 2007 und 2008 haben die Kassenprüfer und der Bundesparteitag zurückgewiesen. Ein Kassenbuch existierte nicht, die Kontoauszüge und Buchungsbelege für das Jahr 2009 fehlten ebenfalls (Schlömer 2009). Die Schwierigkeiten, im Rechenschaftsbericht alle Einnahmen vollständig auszuweisen, führten wiederum zum Verfall von Mitteln aus der staatlichen Finanzierung (Bechtold 2009). Zudem entstanden zusätzliche Ausgaben für die Bundespartei, weil einige Landesverbände ihre Jahresabschlüsse nicht rechtzeitig fertigstellen konnten. Einige Landesverbände versagten den Vorständen deswegen die finanzielle Entlastung; dasselbe passierte auf dem Bundesparteitag 2012, da kein vorläufiger Abschluss für das Jahr 2011 vorlag und weil wegen terminlicher Engpässe des Schatzmeisters nur die erste Jahreshälfte geprüft worden war.


  Die Abgabe der Rechenschaftsberichte bleibt also ein Kraftakt für die Piraten. Sie müssen regelmäßig Fristverlängerungen beim Bundestagspräsidenten beantragen, das erforderliche Testat der Wirtschaftsprüfer (das die klamme Parteikasse zusätzlich belastete) erhielt man für den Rechenschaftsbericht 2010 erst vier Tage vor dem Ablauf der ohnehin bereits verlängerten Frist. Während die ehrenamtlichen Schatzmeister in anderen Parteien von einem kostenintensiven hauptamtlichen Apparat unterstützt werden, müssen die Piraten komplett ohne solche Hilfe auskommen.


  Die Konsolidierung der Parteiorganisation und das immense Mitgliederwachstum seit 2011 versprechen nun eine geringfügige Besserung der finanziell klammen Lage. Der bisherige Bundesschatzmeister Rene Brosig geht davon aus, dass Beiträge und staatliche Beihilfen im Wahlkampfjahr 2013 immerhin 250 000 Euro mehr in die Kassen spülen werden als bislang. Da die erfolgreichen Landesverbände jedoch bei der Verteilung der staatlichen Mittel Vorrang haben, wird beim Bundesverband allenfalls ein Bruchteil davon ankommen. Für 2012 rechnet man gar damit, dass die Bundesebene und die Verbände in Niedersachsen und Bayern, die 2013 Landtagswahlkämpfe zu absolvieren haben, leer ausgehen werden.


  Auf der anderen Seite steigen angesichts des Mitgliederwachstums und der Erfolge auch die Ausgaben der Partei: Die Installation einer neuen Buchhaltungssoftware schlägt mit Anschaffungs- und Lizenzgebühren zu Buche. Parteiinterne Schiedsverfahren und einzelne Prozesse, die man gegen die Parteienfinanzierung beim Verfassungsgericht eingereicht hat, verursachen Kosten. Weiterhin sollen fünf Prozent der Mitgliedsbeiträge an den Dachverband Pirates Party International abgeführt werden. Die enorm gestiegene Medienprominenz hat die Parteiführung zudem veranlasst, im April 2012 erstmals eine Pressesprecherin einzustellen, die für eine wöchentliche Arbeitszeit von 20 Stunden allerdings nur 800 Euro verdient (Piratenpartei Deutschland 2012). Auch die Leiterin der Bundesgeschäftsstelle in der Berliner Pflugstraße arbeitet nur im Rahmen eines geringfügigen Beschäftigungsverhältnisses. Insgesamt bindet das hauptamtliche Personal zwischen 20 000 und 30 000 Euro im Jahr, mehr kann sich die Partei nicht leisten. Allein der Aufwand für die Erstellung der Rechenschaftsberichte würde aber seit Jahren die Einstellung von weiterem Personal rechtfertigen.


  Aus der basispartizipatorischen Organisation der Piraten ergeben sich weitere Kosten: Da die Partei kein Delegiertensystem kennt, bei dem regionale Gliederungen Repräsentanten zu Parteitagen entsenden, müssen mittlerweile auf Landes- wie auf Bundesebene sehr große und damit teure Hallen angemietet werden. Insgesamt verschlingen die Parteitage mittlerweile etwa ein Drittel des Gesamtetats der Bundespartei. Daneben plädieren Vorstandsmitglieder inzwischen für eine zumindest symbolische Vergütung ihrer Arbeit. Das ist im Moment allerdings ebenso wenig realistisch wie eine Anhebung der Fahrtkostenerstattungen für die Mitglieder des Bundesvorstands. Die Partei ist also – insbesondere auf der Bundesebene – derzeit chronisch unterfinanziert. Landesschatzmeister planen im Moment nur von Wahl zu Wahl, der Bundestagswahlkampf 2013 wird absehbar eine große finanzielle und organisatorische Herausforderung. Die Bundesgeschäftsstelle stößt bereits jetzt an ihre räumlichen Grenzen (Bender 2011). Für ein attraktiv gelegenes Alternativquartier fehlt es aber an Geld.


  Bislang gelang es den Piraten allerdings meist, die nötigen Ressourcen aufzutreiben, wenn es wirklich darauf ankam. Dabei setzt man einerseits auf Kreativität und Improvisation, andererseits kommt den Piraten zugute, dass sich über das Internet vergleichsweise leicht Kleinspenden einsammeln lassen (Palfrey/Gasser 2008, S. 261). Solche Praktiken lassen sich aber nicht beliebig ausweiten; mittelfristig werden die Piraten sich in diesem Bereich eindeutig professionalisieren müssen. Für den Aufbau einer In-frastruktur, die gewährleistet, dass man auch außerhalb von Wahlkampfzeiten handlungsfähig ist, fehlt der Partei im Moment jedoch schlichtweg eine zuverlässige Einnahmebasis.


  4. Wenn der Rauch sich verzieht


  Offenkundig reüssieren die Piraten gegenwärtig, weil sie anders sind als die übrigen Parteien. Sie grenzen sich von den traditionellen Formen der politischen Kultur und Praxis ab, berufen sich dabei auf ein idealistisches Demokratieverständnis und kombinieren dieses mit den technologischen Möglichkeiten der Internetkultur. Aus diesen Gründen reitet die Partei in der Öffentlichkeit vorerst auf einer Welle der Sympathie. Mit fast spielerischer Leichtigkeit gelang ihr der Einzug in vier Landesparlamente in Folge. Wie nachhaltig diese Erfolge sein werden, ist im Moment noch nicht absehbar. Derzeit kann man sich auf die Wählerbasis verlassen, die den Piraten flächendeckend Ergebnisse zwischen sieben und neun Prozent beschert. Aber aus welchen Motiven haben die Bürger die Piraten eigentlich gewählt? Und wird die tatsächliche Politik im Alltag dem eigenen Anspruch gerecht?


  4.1 Der neue Populismus?


  Auch wenn die Geschlechterdifferenz bei den Wählern geringer ausfällt als bei den Mitgliedern, werden die Piraten signifikant häufiger (zu etwa zwei Dritteln) von Männern gewählt. Außerdem ist ihre Wählerschaft deutlich jünger als die anderer Parteien: Bei Jung- und Erstwählern sind sie überdurchschnittlich erfolgreich, bei den unter 25-Jährigen erreichen sie in einigen Bundesländern zweistellige Werte. Bürger über 60 votieren hingegen nur in marginalen Zahlen für die Partei. Der Generationenunterschied ist deutlich ausgeprägter als bei allen Konkurrenten.


  Abgesehen von den Variablen Geschlecht und Alter ist die Wählerschaft der Piraten auf den ersten Blick sehr heterogen. Sie erhalten Stimmen aus ganz unterschiedlichen gesellschaftlichen Gruppen: Bei den Abgeordnetenhauswahlen in Berlin erzielten sie unter Arbeitslosen ebenso hohe Zustimmungsraten wie unter Selbstständigen (Borchard/Stoye 2011, S. 4; Hirscher 2011, S. 3 f.). Der hohe Anteil Selbstständiger lässt sich wiederum relativ einfach auf die Verwurzelung im IT-Sektor zurückführen.


  Überdurchschnittlich erfolgreich sind sie bei konfessionell nicht gebundenen Wählern und gewerkschaftlich organisierten Arbeitern. Der niedrige Zuspruch christlicher Wähler geht möglicherweise auf die dezidiert laizistischen Positionen der Partei zurück; zugleich dürfte hier – wie beim höheren Bildungsgrad der Piraten – ein Kohorteneffekt eine Rolle spielen: So sind jüngere Jahrgänge wegen der Bildungsexpansion der letzten Jahrzehnte oft höher gebildet, gleichzeitig sind sie wegen der fortschreitenden Säkularisierung oftmals eher kirchenfern sozialisiert als die älteren Generationen.


  Schwieriger zu beantworten ist hingegen die Frage, warum gewerkschaftlich gebundene Arbeiter, nicht jedoch die Angestellten, besonders häufig für die Piraten votieren. In Berlin schnitt die Partei in diesem Segment (gleichauf mit der Linken) am drittbesten ab (SPD 2011, S. 14), bei den Arbeitslosen verhielt es sich ähnlich. Ein Erklärungsgrund für beide Gruppen findet sich bei den als wahlentscheidend angesehenen Themen. In allen vier Landtagswahlen lag für die Wähler der Piratenpartei das Thema soziale Gerechtigkeit an der Spitze. Sofern abgefragt, landete die Netzpolitik deutlich dahinter. Dieser Befund überrascht, schließlich haben die Piraten in dieser Hinsicht bislang noch kein besonders ausgefeiltes Profil. Ihre dennoch vorhandenen Forderungen, wie die nach einem bedingungslosen Grundeinkommen, scheinen ihre Wirkung aber nicht verfehlt zu haben.


  Berücksichtigt man außerdem, dass Wähler von allen Parteien und insbesondere einstige Nichtwähler in großer Zahl zu den Piraten strömen, lichtet sich der Nebel aber ein wenig und es wird deutlich, dass die Bürger sich nicht nur aufgrund konsistenter Überzeugungen für die Partei entscheiden. Die Nachwahlbefragungen offenbarten nämlich auch, dass mehrheitlich Protestwähler für die Piratenpartei stimmten. Bei Umfragen zu den letzten Landtagswahlen gaben stabil über 60 Prozent der Befragten an, sie hätten aus Enttäuschung über die etablierten Parteien für die Piraten votiert. Der Anteil der Enttäuschten lag damit sogar noch höher als bei der Wählerschaft der genuinen Protestpartei Die Linke (SPD 2012, S. 2).


  Nimmt man die Variablen Geschlecht und Alter hinzu, lassen sich aus all diesen Zahlen frappierende Ähnlichkeiten mit der Wählerschaft (rechts)populistischer Parteien in Westeuropa ableiten (Spier 2010, S. 146 f.). Tatsächlich verraten auch die Wahlkampfslogans der Partei einen gewissen Hang zum Populismus: »Vertraue keinem Plakat – informier Dich!«, »Transparenz im Staatswesen«, »Transparenz statt Hinterzimmerpolitik« oder »Nicht käuflich, nur wählbar«: Immer wieder wird unterstellt, die etablierte Politik sei käuflich, sie habe das Vertrauen der Bürger nicht verdient und agiere intransparent. Die Piraten reagieren damit auf ein Bedürfnis der Wähler, die sich angesichts komplizierter und verhandlungsintensiver Entscheidungsprozesse nach »Eingängigkeit und Transparenz« sehnen (Decker 2012, S. 13).


  Die Komplexität der politischen Landschaft reduzieren die Piraten mithilfe eines dichotomen Schemas: Demnach schützt der juristische Status quo die Interessen der alten wirtschaftlichen und politischen Eliten, die den gesellschaftlichen Fortschritt im Bereich der digitalen Informations- und Kommunikationstechnologien ebenso behindern, wie sie die individuellen Freiheiten der Bürger bedrohen. Zugleich verwandle sich der Staat in einen omnipotenten Leviathan, der in seinem übertriebenen Streben nach Souveränität und Sicherheit die Bürgerrechte immer stärker beschneide und sich von Lobbyisten korrumpieren lasse. Dem stellen die Piraten die Idee eines Bürgers gegenüber, der sich mithilfe der neuen technischen Möglichkeiten zur Wehr setzt und für Transparenz und Teilhabe kämpft. Die Haltung insgesamt ist antielitär, politische Entscheidungsprozesse werden moralisiert, die Welt in zwei Lager eingeteilt. All das sind typische Merkmale populistischer Strömungen (Priester 2012, S. 5).


  Um es noch einmal zu betonen: Die Partei verfolgt nicht bewusst eine dezidiert populistische Wahlkampfstrategie, diese ergibt sich eher aus dem allgemeinen Unbehagen an der repräsentativen Demokratie. Zudem gilt es zu beachten, dass die Wähler der Piraten deutlich gebildeter sind als die Anhänger rechtspopulistischer Bewegungen und dass die Partei sich grundsätzlich eindeutig zur Demokratie bekennt. Sie erinnert insofern eher an die STATT Partei, deren Protest sich in der ersten Hälfte der neunziger Jahre ebenfalls nicht gegen das politische System als solches richtete, sondern gegen als negativ wahrgenommene Auswüchse. Die Piraten offerieren sich also nicht als Anti-System-Partei, sie streben vielmehr eine direktdemokratische Erneuerung der politischen Ordnung an. Der Grat, auf dem sie dabei wandeln, ist freilich schmal. Schließlich gilt es festzuhalten, dass die Partei für sich in Anspruch nimmt, diese Prinzipien auch in der eigenen Arbeit umzusetzen und personelle wie konzeptionelle Alternativen anzubieten.


  Das ist der wohl entscheidende Grund, warum insbesondere die Grünen gegenwärtig große Probleme haben, sich mit der neuen Konkurrenz zu arrangieren. Immerhin galten sie lange Zeit als einzige nonkonformistische Partei, redeten anders, wirkten frisch und unverbraucht. Zudem stellten sie ursprünglich ähnliche Fragen, sie präsentierten vergleichbare Ansätze zur Reform der Demokratie und forderten Partizipation und Transparenz ein. Inzwischen sind die Grünen aber längst etabliert und angepasst, sie tragen Anzüge, nutzen Dienstwagen und beteiligen sich an Regierungen. Selten kommt etwas Unerwartetes oder Überraschendes. Die begeisternde Empörung der ersten Jahre ist einer gewissen Routine gewichen.


  Dazu kommt, dass die schon länger zu beobachtende Unzufriedenheit der Bürger sowohl der Politik insgesamt als auch den politischen Akteuren gilt. Viele Menschen sind des seit Jahrzehnten vertrauten Personals überdrüssig. Man muss gar nicht lange überlegen, auch die führenden Köpfe der Grünen sind bereits lange im Geschäft. Renate Künast wirkte schon 1989 am Abschluss der damaligen Berliner Landeskoalition mit. Jürgen Trittin wurde 1990 erstmals Landesminister. Claudia Roth führte bereits 1994 die grüne Fraktion im Europaparlament. Wähler, die es als Fernsehpublikum gewohnt sind, alle drei Monate einen neuen Superstar oder ein Supertalent präsentiert zu bekommen, müssen dementsprechend ein wenig gelangweilt sein. Kurzum: Vor diesem Hintergrund fällt es den Piraten besonders leicht, mit neuem und unverbrauchtem Personal zu punkten.


  Die Piraten schöpfen also aus einer Wählerschaft, die gleichermaßen gelangweilt, enttäuscht und neugierig ist. Doch diese Basis ist nicht unbedingt zuverlässig. Sowohl in Berlin als auch im Saarland fiel auf, dass nicht wenige Wähler sich erst kurzfristig für die Piratenpartei entschieden (SPD 2011, S. 20; SPD 2012, S. 2). Die Bindung der Wähler ist trotz des gegenwärtig anhaltenden Umfragehochs bislang eher schwach einzustufen. In Anbetracht der massiven Wählerschwankungen der letzten Jahre stellt dies für die junge Partei eine große Herausforderung dar. Die Piraten konnten Zuwächse bei ganz unterschiedlichen Wählerschichten verzeichnen, die heterogene, teils widersprüchliche Erwartungen haben, und es dürfte schwer werden, diese alle zu erfüllen. Als kompetent gilt die Partei derzeit noch vor allem im Bereich der Netzpolitik, dafür interessiert sich allerdings nur ein schmales Segment der Wählerschaft. Will man sich im politischen Wettbewerb weiterhin behaupten, muss man überdies das programmatische Angebot erweitern und vertiefen. Ohne klares Profil könnten die deutschen Piraten in einem polarisierten Wahlkampf schließlich (ähnlich wie die schwedische Schwesterpartei) an den Rand gedrängt oder überhört werden. Außerdem weichen die Interessen der Wähler in einigen Fällen sichtbar von den Positionen der Partei ab: Während die Piraten beispielsweise dezidiert gegen das Betreuungsgeld sind, sprechen sich ihre Anhänger mehrheitlich dafür aus.


  4.2 Partizipation als Schlüssel


  Den Piraten fällt es freilich nicht gerade leicht, schlüssige und dauerhafte programmatische Positionen zu erarbeiten. Trotz einer zweifelsohne erkennbaren ideologischen Fundierung ist die Scheu zu groß, ohne gleichzeitige Rückkopplung an die Parteibasis Positionen zu beziehen. Wegen des basisdemokratischen Selbstverständnisses muss grundsätzlich immer zuerst die Meinung der Mitglieder und Sympathisanten eingeholt werden.


  Zweifelsohne rücken Aktivitäten der Basis bei den Piraten stark ins Zentrum. Dabei stellt sich jedoch die Frage, ob man das von der Partei proklamierte Konzept wirklich basisdemokratisch nennen kann, Demokratie ist schließlich ein überaus schillernder Begriff. Die dahinterliegende Staatskonzeption ist vielschichtig und keineswegs einheitlich oder überhistorisch stabil. Dennoch gibt es eine Reihe von Gütekriterien, die an eine demokratische Ordnung anzulegen sind. Dazu zählen unter anderem ein klares, verständliches und verbindliches Wahl- und Entscheidungsverfahren mit einfachen Mitwirkungsmöglichkeiten, ein Vorrang der Mehrheit vor der Minderheit, wobei Letztere einen besonderen Schutz genießt, eine Revidierbarkeit von Entscheidungen und damit eine prinzipielle Offenheit hinsichtlich der Ergebnisse demokratischer Entscheidungen.


  Bereits die Haltung der Piratenpartei zu dieser prinzipiellen Offenheit ist freilich ambivalent. Die Partei hat ein im IT-Sektor weitverbreitetes Verfahren übernommen und begreift die inhaltliche Arbeit analog zur Softwareentwicklung als einen linearen Prozess. Man schreibt ein Programm, das man später ändert oder gegebenenfalls um neue Module ergänzt. Mit der ursprünglichen Entscheidung für eine bestimmte Struktur schließt man allerdings Alternativen aus und legt einen Pfad für die weitere Entwicklung fest, unabhängig davon, ob dieser Pfad sich später noch als grundsätzlich sinnvoll erweist oder nicht. Auf diese Weise überleben auch in moderner Software etliche Relikte aus älteren Programmen (Lanier 2010, S. 161; Schirrmacher 2009, S. 51). Grundsätzlich infrage gestellt wird der gewachsene Bestand nur, wenn sich eine Mehrheit der Beteiligten davon eindeutige Fortschritte verspricht. Elemente dieser Haltung finden sich bei den Piraten in zweierlei Form wieder. Auf der einen Seite sind Programmänderungen nur mit Zweidrittelmehrheit möglich. Daraus leitet sich dann trotz aller Bekenntnisse zu Offenheit, Meinungsfreiheit und Partizipation eine beinahe maoistische Treue zu einmal erarbeiteten Positionen ab. Auf der anderen Seite werden gerade Neumitglieder permanent dazu aufgefordert, nachzuschauen, ob die Partei sich zu ihrem Anliegen eventuell schon eine Position erarbeitet hat.


  Diese Herangehensweise führt zu zwei Problemen: Zum einen haben erfahrene Mitglieder einen deutlichen Wissensvorsprung, weil sie von Anfang an dabei waren und mit der Genese der Partei vertraut sind; zum anderen führt die Festlegung auf einen bestimmten Pfad dazu, dass eine programmatische Offenheit nur bedingt gegeben ist. Ein kohärentes Programm lässt sich daher nicht ohne Weiteres entwickeln, und es entspricht auch nicht dem Bedürfnis der Parteimitglieder: Knapp vier Fünftel der Piraten identifizieren sich mit den Zielen der Partei, doch nur ein Fünftel gibt an, selbst eine politische Agenda zu haben, die man mithilfe der Partei umsetzen könne (Kegelklub 2012, S. 11). Das heißt, dass die überwiegende Mehrheit der Anhänger mit den aktuellen Positionen zufrieden ist und gar nicht den Ehrgeiz hat, das Programm der Partei weiterzuentwickeln und zu vertiefen. Hier offenbart sich ein möglicherweise entscheidender Schwachpunkt für die Innovationskraft der Piraten: Die selbstreferenzielle Pflege lieb gewonnener Rituale, die langwierige Kür von Kandidaten und die permanenten Debatten über Verfahrensfragen drohen zum Selbstzweck zu verkommen. Dieser soziale Aspekt lässt sich ebenfalls aus parteiinternen Umfragen herauslesen: So geben immerhin 78 Prozent der Mitglieder an, das »piratige Miteinander« sei für sie einer der zentralen Gründe für das Engagement in der Partei (ebd., 14). Das Gefühl, einfach nur dabei zu sein (Zolleis/Prokopf/Strauch 2010, S. 19), ist ihnen wichtiger als Personalentscheidungen und das Mitwirken an der Klärung von Sachfragen. Der Wunsch nach Gemeinschaftlichkeit, nach physischen Begegnungen mit Menschen, mit denen man zuvor nur im virtuellen Raum kommunizierte, ist dabei ebenfalls ein Erbe der frühen Netzgemeinde. Auch die für die Internetkultur in Deutschland einst wichtigen Mailboxen des CL-Netzes hielten nicht ohne Grund regelmäßige Stammtische ab, bei denen lokale Nutzer zusammenkamen, um Themen rund um ihre Arbeit zu diskutierten (Lokk 2008, S. 23).


  Es geht beim »piratigen Miteinander« also um gelegentliche Begegnungen zwischen Individuen, die sich ansonsten in virtuellen Räumen bewegen, die sich dort frei assoziieren, während ihnen jede Einbindung in Verbände oder Interessenvereinigungen grundsätzlich fremd ist. Hier liegt ein zentraler Unterschied zu SPD, Unionsparteien oder Grünen, die aus einem organisatorischen Um- und Vorfeld heraus entstanden sind bzw. sich auf dieses lange Zeit recht zuverlässig stützen und aus diesem heraus ihre politische Agenda festsetzen oder modifizieren konnten (Langguth 1984, S. 10 ff.). Feste Bündniskontakte zu anderen Organisationen unterhalten die Piraten kaum, sie lehnen diese sogar in Teilen ab (Zolleis/Prokopf/Strauch 2010, S. 17). Korporatistische Strukturen, die Macht von Verbänden und Lobbyorganisationen sind der Partei aufgrund ihres idealistischen, vielleicht gar naiven Demokratieverständnisses schließlich prinzipiell verdächtig. Die Piraten sind somit massiv davon abhängig, dass sich ihre individualisierte Klientel engagiert und assoziiert.


  Um deren Bedürfnissen Rechnung zu tragen, vollzieht sich die Willensbildung grundsätzlich in Form von Vollversammlungen. Das führt dazu, dass Parteitage, also die einzige Instanz, die überhaupt die Legitimation hat, im Namen der Gesamtpartei Entschlüsse zu fassen und Streitfragen zu klären, enorm schwerfällig sind und ihre Ergebnisse bereits von der Wahl des Versammlungsortes abhängen können. So gewann auf dem Parteitag im baden-württembergischen Heidenheim 2011 Sebastian Nerz aus Tübingen die Abstimmung zum Vorsitzenden gegen den Berliner Christopher Lauer; ein Jahr später setzte sich dann im schleswig-holsteinischen Neumünster der in Hamburg und Berlin lebende Bernd Schlömer gegen Nerz durch. Auch bei der Aufstellung der Landeslisten zu den Wahlen in den Flächenländern Schleswig-Holstein und Nordrhein-Westfalen hat das Prinzip der Vollversammlung zu Schwerpunktbildungen geführt, die wenigstens zum Teil mit der Wahl des Versammlungsortes zusammenhängen.


  Daraus dürfte sich eine gewisse Pfadabhängigkeit ergeben, die nicht so leicht zu korrigieren sein wird. Weil die bevorteilten Regionen mehr Abgeordnete stellen und dadurch auch über Ressourcen wie Büros oder Ähnliches verfügen, werden sie künftig versuchen, diesen Standard zu verteidigen. Während die etablierten Parteien solchen Tendenzen durch einen gewissen regionalen Proporzausgleich entgegentreten, führt das Vollversammlungsprinzip dazu, dass sich die Anfangsvorteile fortschreiben. Ohne »Filter« wie Delegierte, ohne Anpassungsmechanismen wie Grundmandate oder andere Ausgleichsfaktoren kommt es also zu einem »Matthäus-Effekt«: Wer hat, dem wird gegeben (Merton 1985).


  Bei den inhaltlichen Beschlüssen führt das Prinzip der Vollversammlung zu einer gewissen Volatilität und Unberechenbarkeit, schließlich ist es den Piraten an der Basis nicht möglich, ihre Interessen zu delegieren. Während die Mitglieder anderer Parteien davon ausgehen können, dass ihre Vertreter die ihnen mit auf den Weg gegebenen Positionen verteidigen und für einen Interessenausgleich auf der nächsthöheren Ebene kämpfen werden, sind die Ergebnisse basisnaher Diskussionsrunden und Veranstaltungen auf Piratenparteitagen schnell nur noch Makulatur. Im Prinzip muss der einzelne Pirat selbst aktiv werden und zur entsprechenden Versammlung fahren, so dass auch der Termin Einfluss auf das Programm der Partei haben kann.


  Das Kernproblem ist aber weniger der hohe Aufwand, der sich damit für die einzelnen Mitglieder verbindet, als vielmehr das Fehlen einer verbindlichen Wahlordnung. Gerade weil die Wahl von Vorständen oder von Kandidaten für Parlamente eine der zentralen Kernaufgaben von Parteien ist, stellt dies aus demokratietheoretischer Sicht einen schwer zu rechtfertigenden Mangel dar. Die Piraten beschließen den Abstimmungsmodus lediglich als Teil ihrer Geschäftsordnung und ändern ihn dann schon mal im Verlauf einer Versammlung ab. Zwar gibt es einige Prozeduren, die regelmäßig angewendet werden, doch auch diese sind nicht festgeschrieben und zudem für Außenstehende nicht immer einfach zu verstehen. Wahlen laufen nach dem eher ungewohnten Verfahren des »Approval Voting« ab, bei dem man nicht dem eigenen Favoriten die Stimme gibt, sondern jeden Namen ankreuzt, mit dem man prinzipiell leben kann; der Kandidat mit den meisten Stimmen gewinnt. Gerade weil dieses Verfahren eine Besonderheit darstellt, wäre es im Sinne der Verfahrensklarheit, die ihrerseits Minderheiten Schutz bieten würde, zwingend erforderlich, satzungsrechtliche Fragen bereits im Vorfeld abschließend zu erörtern. Solange die amorphe, durch die Festlegung des Tagungsortes möglicherweise selektiv zusammengesetzte Teilnehmerschaft die Wahlordnung jedes Mal neu aushandeln kann, drohen die Piraten insofern latent der jakobinischen Versuchung zu erliegen, aufgrund situativer Mehrheitsentscheidungen Minderheiten zu ignorieren.


  Dennoch bietet das Organisationsmodell jedem einzelnen Mitglied unmittelbare Mitwirkungsrechte. Das stellt die Partei allerdings von einer weiteren Seite her vor möglicherweise unlösbare Probleme: Vorstandswahlen ziehen sich oftmals schier endlos lange hin. Angesichts des sprunghaften Wachstums der letzten Jahre und in Anbetracht des Umstandes, dass es inzwischen realistische Chancen gibt, auch tatsächlich Mandate zu erringen, droht die Aufstellung von Listen für Bundestags- oder Landtagswahlen jeden zeitlichen Rahmen zu sprengen. Vor allem in den größeren Landesverbänden wird dadurch mittlerweile die Teilnahme an den Wahlen selbst gefährdet.


  Während auf der überörtlichen Ebene die Probleme also zunehmen, erweist sich die basispartizipatorische Ausrichtung auf der lokalen Ebene durchaus als Vorteil. Gerade weil Antrags- und Abstimmungsrechte nicht durch Delegation aus den Stammtischen und Crews heraus abgeleitet werden müssen, ergeben sich keine Legitimationsprobleme hinsichtlich einer flexiblen und im steten Wandel befindlichen Struktur vor Ort. Dementsprechend brauchen die Piraten gegenwärtig auch keine Anstrengungen zu unternehmen, um ihre Gliederung zu vereinheitlichen.


  Dass die Piratenpartei bislang derartig unvollkommen organisiert ist und Entscheidungsmechanismen und -strukturen so unverbindlich geregelt sind, dürfte abermals mit der internetkulturellen Prägung zusammenhängen. Einen großen Teil ihrer Organisationsaufgaben bewältigt die Partei mithilfe des Internets und verschiedener Onlinetools. Die Blogs und Twitter-Accounts der Vorstände spielen eine wichtige Rolle; Aktivitäten und Inhalte werden in Etherpads gemeinsam geplant; man nutzt die Telefonkonferenzsoftware Mumble; Stimmungsbilder zu Personal- und Sachfragen werden via LiquidFeedback, LimeSurvey oder Doodle erhoben; das Wiki der Partei stellt eine Mischung aus virtuellem Parteiarchiv und Arbeitshilfe für die Aktiven dar, die wiederum selbst in sozialen Netzwerken präsent sind und diskutieren. Damit ist es prinzipiell jedem Mitglied möglich, sich kurzfristig und ohne größere Verpflichtungen in Parteidiskussionen einzubringen. Aus alldem ergibt sich allerdings ein unüberschaubares innerparteiliches »Kommunikationsgeflecht« (Zolleis/Prokopf/Strauch 2010, S. 23). Zeitweilig herrscht auf den Mailinglisten ein so dichter Verkehr, dass man schnell den Überblick verliert. Am Wochenende nach der Neuwahlentscheidung in Nordrhein-Westfalen wurden allein auf der zentralen Mailingliste des Landesverbands 382 Mails zu 57 verschiedenen Themen gezählt, wobei es meist um organisatorische Fragen ging. Auch Links zu Presseartikeln oder Blogbeiträgen werden vorzugsweise über solche Listen gepostet. Zwar verirrt sich bisweilen auch eine inhaltlich-strategische Frage in die Mailingliste, doch die entsprechenden Diskussionen verlaufen oft rasch im Sande.


  Wer Willensbildungsprozesse oder den aktuellen Stand einer Debatte nachvollziehen will, muss also extrem viel Zeit und Erfahrungswissen mitbringen. Gerade für Neumitglieder, die sich an den Diskussionen beteiligen wollen, stellt das oft eine bedeutende informelle Hürde dar. Mit Blick auf die Praxis muss man das partizipatorische Ideal insofern vielleicht anders formulieren: Es geht in erster Linie darum, dass zumindest theoretisch alle mitmachen können. Ob das dann am Ende zehn oder fünfzig Prozent der Mitglieder sind und wie diese sich hinsichtlich ihres sozialstrukturellen oder regionalen Hintergrunds zusammensetzen, ist aus dieser Perspektive nachrangig, solange das Ergebnis befriedigend ausfällt. Das Fehlen einfacher und verbindlicher Entscheidungswege führt allerdings dazu, dass die Partei in erster Linie die Partizipation ihrer Basis gewährleistet, anstatt eine wirkliche Basisdemokratie zu praktizieren.


  Angesichts der mangelnden Effizienz der Parteitage und der unübersichtlichen Situation im Netz drängen nun vor allem Angehörige des Berliner Landesverbands darauf, die Plattform LiquidFeedback zu einer ständigen virtuellen Mitgliederversammlung mit Satzungsrang aufzuwerten und dadurch ein zentrales Forum für die Onlinekommunikation zu etablieren. Im Gegensatz zu den übrigen Foren und Mailinglisten dürfen dort grundsätzlich nur Mitglieder mitwirken, wobei die Piraten gelegentlich kaum hinterherkommen, Zugänge für Neumitglieder einzurichten oder Ausgetretenen die Zugangsrechte zu entziehen, woran sich ein Teil der Kritik an dem System entzündet.


  LiquidFeedback ist dazu gedacht, Anträge vorzustellen, darüber zu diskutieren, Änderungen aufzunehmen oder Meinungsbilder zu bestimmten Fragen zu erheben. Die Besonderheit besteht darin, dass die Mitglieder nicht permanent auf der Seite aktiv sein müssen, sondern dass sie ihr Stimmrecht in Bezug auf einzelne Themen oder aber ganz allgemein auf andere Piraten übertragen können, wobei diese Delegation jederzeit zurückgenommen werden kann (Paetau 2010).


  Bislang beteiligen sich aber deutlich weniger Piraten via LiquidFeedback als ursprünglich erhofft; im Frühjahr 2012 waren bloß 5400 der 22 000 Mitglieder registriert. Verglichen mit konventionellen Beteiligungsformen ist diese Quote zwar recht beachtlich, dennoch nehmen zwei Drittel der Mitglieder diese Möglichkeit grundsätzlich nicht wahr. Wie selten selbst registrierte Piraten das Tool nutzen, zeigt sich daran, dass (delegierte Stimmen eingeschlossen) in der Regel nur 400 bis 700 Stimmen pro Voting abgegeben werden.


  Das Delegationssystem wiederum ist unter demokratietheoretischen Gesichtspunkten zwar interessant, aber nicht ganz unproblematisch. Dem schon vor 100 Jahren von Robert Michels formulierten »ehernen Gesetz der Oligarchie«, wonach sich in Großorganisationen wie Parteien zwangsläufig eine professionelle Führung herausbildet, scheinen sich auch die Piraten auf diesem Weg nicht entziehen zu können. Tatsächlich wurden bei der Partei trotz ihres noch sehr jungen Organisationsalters bereits erste Ansätze einer Elitenbildung diagnostiziert (Neumann 2011, S. 58).


  Dazu kommt ein weiterer Punkt: In Parteien mit einem klassischen Organisationsmodell delegieren Mitglieder ihre Stimmen an eine identifizierbare Person, die dann einen Ausgleich zwischen widerstreitenden Interessen vornehmen kann. Bei LiquidFeedback hat ein Pirat jedoch die Möglichkeit, seine Stimme in finanzpolitischen Fragen einem vehementen Vertreter von Steuersenkungen zu übertragen, in sozialpolitischen Angelegenheiten hingegen einem Befürworter skandinavischer Wohlfahrtsmodelle. Dass dies nicht wirklich zusammenpasst, leuchtet unmittelbar ein, muss dem Mitglied, das in einer Einzelfrage seine Stimme delegiert, allerdings keineswegs klar sein. Es ist zweifellos eine elementare Stärke der repräsentativen Demokratie, dass ein Repräsentant gegenüber denjenigen verantwortlich ist, die ihn delegiert haben. Die Verantwortung erstreckt sich sowohl auf die Sachentscheidung selbst als auch auf den Aushandlungsprozess. Beides entfällt in der plebiszitären Demokratie, und bei LiquidFeedback ist diese Form der Verantwortlichkeit ebenfalls nicht gegeben.


  Noch problematischer wird das Ganze dadurch, dass auf der Plattform LiquidFeedback nicht mit Klarnamen, sondern unter Pseudonym kommuniziert werden kann. Man weiß also nie, ob eine reale Person nur mit einem oder aber mit mehreren Pseudonymen unterwegs ist, so dass sich nicht zweifelsfrei nachvollziehen lässt, welche Positionen ein bestimmter User zu einzelnen Sachfragen einnimmt. Im Vergleich zu herkömmlichen Modellen der Delegation werden dadurch überdies Verantwortlichkeiten verwischt, da der Pirat, der die Stimmrechte anderer Mitglieder wahrnimmt, sich vor diesen später nicht öffentlich rechtfertigen muss. Würden allerdings Klarnamen verwendet, könnte man lückenlos dokumentieren, wer wann welche Position vertreten hat, was sich wiederum nicht mit dem Datenschutz vereinbaren ließe. Aus demokratietheoretischer Sicht wäre an einer Pflicht zur Namensnennung bedenklich, dass gerade bei bestimmten Fragen geheime Abstimmungen unerlässlich sind, damit die Menschen ohne Angst vor möglicherweise drohenden Repressionen eine Entscheidung treffen können. Jede Weiterentwicklung von LiquidFeedback steckt an dieser Stelle also in einem unauflösbaren Dilemma.


  Mit LiquidFeedback lassen sich gleichwohl rasch Stimmungsbilder von der Basis einholen, was sich bislang beispielsweise aus Sicht der Fraktion im Berliner Abgeordnetenhaus als nützlich erwies. Daran zeigt sich jedoch zugleich, dass das System nicht notwendigerweise Bottom-up-Prozesse fördert. Vielmehr kann es von der Parteispitze oder einer Fraktion eingesetzt werden, um Macht zu zentralisieren, Entscheidungsspielräume auszudehnen und die eigene Durchschlagskraft zu erhöhen. Auch unter diesem Gesichtspunkt kann es allenfalls als Forum der Basispartizipation gelten, nicht als Kanal der Basisdemokratie.


  Kurzum: Die Piraten bieten ihren Mitgliedern zwar eine breite Palette an Optionen, sich zu organisieren, Positionen zu entwickeln und sich Meinungen zu bilden. Doch all das kann nicht darüber hinwegtäuschen, dass es neben dem Parteitag mit seiner brüchigen Legitimationsbasis an klaren und verbindlichen Entscheidungsstrukturen und -mechanismen mangelt. Selbst eine verpflichtende Einführung von LiquidFeedback würde dieses Problem nicht unbedingt lösen, sondern möglicherweise sogar verstärken. Zentrale Kriterien der Demokratie werden somit nicht erfüllt. Präziser ist es daher, bei den Piraten von Basispartizipation statt von Basisdemokratie zu sprechen.


  Hinsichtlich ihrer Fähigkeit, das Programm in Zukunft weiterzuentwickeln, sind die Optionen der Partei schließlich strukturell begrenzt. Die Masse der alten und neuen Mitglieder droht mit dem Schwarm der Mehrheit zu treiben, der seinerseits einmal getroffene Entscheidungen tradiert und durch die hohen Hürden für Sachentscheidungen langfristig festschreibt.


  4.3 Erkennbare Schwierigkeiten


  Neben den grundlegenden Schwierigkeiten in Bezug auf die Stabilität und Verlässlichkeit der Wählerschaft sowie den Problemen bei der politischen Agendasetzung und der Legitimation von Entscheidungen stellt die gegenwärtige Dynamik der Mitgliederentwicklung absehbar eine weitere Herausforderung dar. Noch gibt es für jedes Mitglied überall etwas zu gewinnen und nur selten etwas zu verlieren. Entsprechend wurden organisatorische Wagnisse bislang eher als Chancen denn als Risiken verstanden. In dem Augenblick aber, in dem die Wachstumskurve bricht, in dem etablierte Abgeordnete ihr Mandat verteidigen müssen, wird es schwieriger. Vor allem die gegenwärtig ungleichmäßige geografische Verteilung der Mandate könnte sich insofern als problematisch erweisen, wenn die unterrepräsentierten Regionen irgendwann selbst Ansprüche stellen.


  In einem auf Delegation gestützten Modell würde es im Vorfeld der entscheidenden Aufstellungsversammlungen zu Verhandlungen kommen, man würde Kompromisse ausloten und Bündnisse schmieden. Vertreter schwach repräsentierter Interessen könnten sich zusammenschließen und auf bestimmte Delegierte einwirken, um ihre Positionen durchzusetzen. In plebiszitären Systemen droht hingegen immer die Gefahr, dass sich einmal entstandene Hochburgen reproduzieren.


  Um diesem Dilemma zu entkommen, müsste die Piratenpartei in ihrer weiteren Organisationsentwicklung Vorkehrungen treffen. Doch genau das werden die Piraten aus drei Gründen vorerst nicht tun: Erstens setzt ein System des Ausgleichs eine Struktur der Deliberation, der Verhandlung voraus. Verhandlungen ergeben aber nur zwischen Personen Sinn, die eine entsprechende Verhandlungsmacht einbringen können und die auszuloten imstande sind, welche Kompromisse sich realisieren lassen und welche nicht. Die Verhandlungspartner müssen zudem mit der Autorität ausgestattet sein, im Vorfeld festgelegte Positionen und Angebote im Zuge der Beratungen zu verwerfen oder mit anderen Ansichten zu neuen Synthesen zusammenzufügen, flexibel unvorhersehbare Bündnisse mit der Gegenseite zu schmieden und die Resultate der Verhandlungen schlussendlich gegenüber den eigenen Anhängern durchzusetzen. Dadurch mangelt es diesem Verfahren aber natürlich an genau der Transparenz, auf welche die Piraten so großen Wert legen. Zweitens verfestigt sich gegenwärtig die Wahrnehmung, dass das praktizierte Organisationsprinzip erfolgreich ist und sogar die Grundlage des eigenen Erfolgs darstellt. Für viele Piraten ist die Tatsache, anders zu sein als die etablierten Parteien, ein zentraler Anreiz zur Mitwirkung. Würde die Partei ihr Vollversammlungsprinzip also zugunsten eines Delegiertensystems aufgeben, würde man Teile der Anhängerschaft frustrieren. Dafür spricht, dass etwa der Landesverband Niedersachsen, der zwischenzeitlich eine Delegiertenversammlung als Option für ein weiteres Gremium vorgesehen hatte, diese Regelung jüngst wieder aus der Satzung gestrichen hat. Und drittens werden natürlich die Profiteure des Systems alles daransetzen, dass es so bleibt, wie es derzeit ist.


  Während die Piraten also ein grundlegendes strukturelles Problem nicht angehen werden, stellt sich ihre Struktur an einer anderen Stelle schon jetzt als prekär dar. Ihre finanzielle Schwäche konnten sie bislang durch ein höheres Aktivitätsniveau und die technische Kompetenz ihrer Mitglieder und Anhänger mehr als kompensieren (Blumberg 2010, S. 28; Niedermayer 2010, S. 847). Die Grenzen – oder besser: Folgekosten – dieses Organisationsmodells sind in Anbetracht der zahlreichen Rückzüge von Funktionären gleichwohl mit Händen zu greifen. Etliche Vorstandsmitglieder der verschiedenen Organisationsebenen klagen über den erheblichen Arbeitsaufwand und stehen am Rand der physischen wie psychischen Belastbarkeit. Wieder andere scheinen mit dem jeweiligen Amt schlicht überfordert zu sein. Vor allem seit der Berlin-Wahl 2011 haben sich die Anforderungen dramatisch erhöht. Sich neben dem Beruf für die Partei zu engagieren, fällt vielen mittlerweile schwer. Die finanzielle Lage begrenzt gegenwärtig jedoch die Professionalisierung der alltäglichen Arbeit. Kompensatorisch versuchen die Fraktionen, Personal einzustellen, um die Parteibasis auf diese Weise enger mit der Fraktionsarbeit zu verzahnen. Als Surrogat für die Bezahlung der Vorstandsämter wird momentan die Wahl von Mandatsträgern zu Vorstandsmitgliedern betrachtet.


  5. Fazit


  Die Piratenpartei in Deutschland ist mit einem bestimmten internetkulturellen Kern verknüpft, der sich in mehrfacher Hinsicht auf den Organisationsaufbau, die Inhalte der Partei und die Entscheidungswege auswirkt. Die Piraten sind auf den ersten Blick das politische Sprachrohr einer Personengruppe, die massiv von der netzgestützten Kommunikation und Arbeitsweise geprägt ist. Doch das Label »Internetpartei« ist heute weniger in Bezug auf die inhaltliche Ausrichtung oder sozialstrukturelle Zusammensetzung von Wähler- und Mitgliedschaft berechtigt, als vielmehr hinsichtlich der aus dem Netz entlehnten Kulturtechniken. Die dem Internet inhärenten Kommunikationsstile und die technikbasierten Partizipationsmodelle werden auf das politische System insgesamt übertragen. Die Prinzipien der Hierarchiefreiheit, der direkten Kommunikation, der Flexibilität und der Unverbindlichkeit werden daraus ebenso übernommen wie das hybride Selbstverständnis aus radikalem Individualismus und digital vernetztem Kollektivismus. Argumentationsmuster werden oftmals selektiv zusammengefügt, ausgegoogelt und via Copy and Paste neu kompiliert. Hinsichtlich der Prinzipien und der Arbeitsweise entspricht das mehr oder minder den Maximen der Postmoderne, die Piraten sind insofern auch Teil einer entsprechenden Kulturbewegung. Diese basiert weitaus weniger auf festen und verbindlichen Formen der Kommunikation, der Aushandlung und Aggregation von Interessen, als wir es aus der bundesrepublikanischen Geschichte gewohnt sind. Das Assoziationsvermögen der Individuen mag geringer sein. Die Strukturen mögen fließend geworden sein, ihre Nachhaltigkeit ist nicht zwingend gegeben. Doch die schiere Masse und die technischen Möglichkeiten kompensieren anderweitige Verluste. Das bedeutet dann aber, dass die Offenlegung des Programmcodes des Betriebssystems im Speziellen und konsequente Transparenz im Allgemeinen eine essenzielle Voraussetzung für das Funktionieren einer solch anarchisch anmutenden Gesellungsform darstellt.


  Diesen Postmodernismus haben die Piraten auf ihr Programm, ihre Strategie und ihre Arbeitsweisen übertragen. Auf dieser Grundlage erreichen sie einen stabilen Sockel von zwei Prozent der Wählerstimmen. Möglicherweise dehnt sich dieses Fundament mittel- bis langfristig weiter aus, weil die Affinität zu netzbasierter Kommunikation bei den nachwachsenden Generationen zunimmt. Ihr gegenwärtiges Hoch ist hingegen nicht vorrangig den genuinen Themen der Partei geschuldet, sondern eher der plakativen Strahlkraft einer radikalen Staatskritik, die auch vor populistischen Ansätzen nicht zurückschreckt. Obwohl die Piraten nicht strategisch und zielgerichtet auf populistische Vereinfachung setzen, entfaltet dieser Aspekt doch unbestreitbar eine gewisse Wirkung. Die Partei erreicht auf diesem Weg eine beachtliche Zahl von Protestwählern, die sich ansonsten vielleicht enthalten oder sogar den Parteien am rechten Rand zugewandt hätten. Man sollte diese Leistung im Übrigen nicht vorschnell naserümpfend als undemokratisch abtun, immerhin wecken die Piraten Neugier auf Politik und damit letztlich auch auf die Demokratie.


  Die zentrale Frage ist freilich, wie dauerhaft dieser Erfolg sein wird. Das Beispiel der schwedischen Piratenpartei offenbart, dass der Niedergang ebenso rasant verlaufen kann wie der Aufstieg. Zudem scheint die beeindruckende Karriere der Piraten bislang ein weitgehend deutsches Phänomen zu sein, so dass man im Moment noch nicht von einer internationalen sozialen Bewegung sprechen kann, die eine neue Konfliktlinie thematisiert und einen alternativen Politikstil präsentiert. Auch das ist bei näherem Hinsehen ein Grund, die angeblichen Parallelen zu den Grünen nicht allzu sehr zu strapazieren. Wie unzuverlässig schließlich die Wähler geworden sind und wie schnell sie von einer Partei zur nächsten wechseln, haben die schwankenden Wahlergebnisse und Umfragewerte beispielsweise der FDP und der Grünen in den letzten Jahren eindrücklich gezeigt.


  Die Piratenpartei ist nicht zuletzt auch insofern ein sehr deutsches Phänomen, als sie auf die spezifischen Schwächen der repräsentativen Demokratie in der Bundesrepublik reagiert. So geben der Verbundföderalismus, die spezifische Verschränkung der Ebenen und Gewalten, die starke Betonung des repräsentativen Charakters und der Zustand des Parteiensystems in den letzten Jahren massiven Anlass für grundlegende Diskussionen über den Zustand und die Reformerfordernisse der Demokratie (exemplarisch für die Debatten: Decker 2011). Die Piratenpartei ist gleichsam das Produkt und die Reaktion auf diese Repräsentationskrise. Deswegen fallen den Piraten gegenwärtig die Ämter und Mandate nur so zu; deshalb erreichen sie eine beachtliche mediale Resonanz und für eine Kleinpartei herausragende Umfragewerte. Die Piraten haben dadurch in kürzester Zeit all diejenigen Lügen gestraft, die davon ausgingen, es handele sich um eine urbane, gar berlinspezifische Erscheinung einer kleinen versprengten Subkultur. Gerade die jüngsten Wahlerfolge in drei westdeutschen Flächenländern, aber auch die Stabilität und Beständigkeit der Ergebnisse zwischen 2009 und 2011 belegen, dass die Piraten durchaus mehr sind als eine flippige und rasch vergängliche Zeitgeistpartei.


  Ob die Piratenpartei aber ihr Elektorat so weit stabilisieren kann, dass es sie 2013 bis in den Bundestag tragen wird, ist gleichwohl nicht seriös abschätzbar. Fast alle positiven Eigenschaften der Piraten können umstandslos in ernsthafte Probleme umschlagen, sobald die idealistischen Prinzipien auf die unerbittlichen Imperative und Restriktionen des politisch-medialen Systems stoßen oder von individuellen Fehltritten einzelner Mitglieder konterkariert werden. So ließen sich einige Nachteile von digitaler politischer Kommunikation, Transparenz und basisdemokratischer Beteiligung am Beispiel der Berliner Fraktion bereits wie unter einem Brennglas beobachten.


  Die gesamte Organisationsstruktur der Partei ist für den jetzigen Erfolg unzureichend ausgebildet. Die Finanzkraft ist unterdurchschnittlich, Anzeichen einer Besserung sind im Prinzip nicht zu erkennen. Die fehlende hauptamtliche Struktur sorgt für einen erheblichen Verschleiß bei den Ehrenamtlichen. Die Landtagsfraktionen können das derzeit noch teilweise kompensieren, doch die Piraten werden aufpassen müssen, dass eine mangelnde Trennung von Partei und Fraktion ihnen nicht zum Verhängnis wird. Zudem darf man nicht vergessen, dass die Abgeordneten der Piraten derzeit alle Hände voll damit zu tun haben, sich in den Strukturen des für sie noch ungewohnten Politikbetriebs zurechtzufinden.


  Im Augenblick übertragen die Wähler zudem alle möglichen Hoffnungen auf die Piraten. Ein Teil dieser Wähler ist programmatisch interessiert, offen für die neuen Ansätze der Partei, und tatsächlich stellt diese Gruppe auch den tragenden Kern der Mitglieder. Insgesamt ist die Wählerschaft inzwischen jedoch deutlich heterogener, so dass sich die Piraten mit widersprüchlichen Forderungen konfrontiert sehen. Viele Menschen projizieren ihren Frust über das politische System, die eigene Lage oder das politische Personal auf die junge Partei, der es mittelfristig schwerfallen dürfte, all diese Erwartungen zu erfüllen. Ihre Entscheidungsmechanismen sind einfach zu träge, undifferenziert und disparat.


  Bislang koexistieren verschiedene Diskussionszirkel und Kommunikationsstrukturen unverbunden nebeneinander. Das gegenwärtige Mitgliederwachstum wird die Partei weiter pluralisieren. Die Partei droht in die Beliebigkeit abzudriften, wenn sie nicht die unterschiedlichen Ansätze zusammenführt, zentrale Fragen streitig stellt und dabei Verfahren zum Ausgleich zwischen Mehrheit und Minderheit findet.


  Dazu bräuchte es allerdings einen Willen zur Führung. Doch die Partei huldigt nun einmal dem Ideal der Basisdemokratie, wobei die Realität sich, bei Lichte besehen, eher als Basispartizipation klassifizieren lässt, da sie einigen grundlegenden Kriterien demokratischer Ordnungen nicht entspricht: Repräsentativität, Verfahrensklarheit und eindeutige Kommunikations- und Diskursstrukturen fehlen ebenso wie eine Ebene, auf der Interessen ausgehandelt, Minderheiten eingebunden oder Debatten gesteuert werden könnten.


  Dadurch schlagen alle Nachteile der ungefilterten Basisbeteiligung voll auf die inhaltliche wie strategische Ausrichtung durch. Allerdings bietet diese unkonventionelle Struktur auch Vorteile: Die Partei ist ohne Zweifel schnell, wenn sie reagieren muss. Sie kann ihre Kräfte fast traumwandlerisch sicher bündeln und konzentrieren. Hier kommt tatsächlich so etwas wie Schwarmintelligenz zum Vorschein. Doch deren produktive Kraft können die Piraten nur aktivieren, wenn sie herausgefordert werden. Sie sind nicht in der Lage – und auch das hat sie mit anderen Phänomenen der Internetkultur unverkennbar gemein –, von sich aus kreativ tätig zu werden. Wenn es darum geht, selbst eine Agenda vorzugeben oder einen strategischen Spannungsbogen für Debatten und Auseinandersetzungen zu entwickeln, stehen sie vor großen Schwierigkeiten. Verkürzt gesagt: Die Piraten sind strategieunfähig, dafür aber taktisch geschickt.


  Doch eine Strategie, langfristige Ziele und Machtoptionen müsste sich die Partei erarbeiten, wenn sie dauerhaft Bestand haben will. Gegenwärtig fußen ihre Erfolge vor allem auf der Forderung nach erneuerten demokratischen Entscheidungsmechanismen, doch wie diese am Ende aussehen könnten und welche Politik damit dann verfolgt werden soll, wird nicht klar. Man muss den Piraten keineswegs vorhalten, dass sie gegenwärtig noch nicht zu allen Themenfeldern Lösungen anbieten können. Vielmehr wird man sie künftig stärker damit konfrontieren, wann sie Antworten auf politische Fragestellungen vorlegen werden.


  Die Strukturen der Partei sind jedenfalls im Augenblick nicht auf ein konstruktives, zielgerichtetes und verbindliches Entscheidungsverfahren ausgerichtet. Gerade in zugespitzten Auseinandersetzungen dürften die Piraten Schwierigkeiten haben, zu einer Position zu gelangen. Mit ihrem hohen Anteil an Protestwählern dürften sie dann aber Gefahr laufen, zwischen den Fronten zerrieben zu werden.


  Unabhängig davon wird die Partei, die ja immerhin realistische Chancen auf Bundestagsmandate hat, bestimmten inhaltlichen Fragen jedenfalls nicht dauerhaft ausweichen können, was dann wiederum Auseinandersetzungen innerhalb der heterogenen Anhängerschaft nach sich ziehen dürfte. Das gilt insbesondere für ihre Positionen zur Außen- und Sicherheitspolitik, zur weiteren Integration Europas, zu steuerpolitischen Grundsatzentscheidungen und anderen ähnlich komplexen Themen. Schon bei der Frage des Urheberrechts bekommen die Piraten aktuell zu spüren, dass ihre Perspektive von zahlreichen Multiplikatoren nicht geteilt wird und dass diese ihnen die Deutungshoheit nicht kampflos überlassen. Dabei ist die Haltung der Partei bei diesem Thema noch relativ klar und gefestigt, weshalb die Debatte den internen Zusammenhalt eher fördert. Bei anderen Fragestellungen sind Konflikte fast zwangsläufig zu erwarten.


  Auch das muss keineswegs schädlich sein. Konflikt, Streit, Dissens, Debatte und Entscheidungen sind vielmehr der Wesenskern einer lebendigen Demokratie. Den Piraten fehlt jedoch ein organisatorisches Zentrum, das Diskussionen bündeln und widerstreitende Positionen zusammenführen könnte. Es mangelt ihnen außerdem an einer übergreifenden Erzählung, mit der man die verschiedenen Pole und Strömungen einbinden könnte. Mit der derzeitigen Struktur könnte die Partei sich in ideologische Richtungen aufspalten, die eher koexistieren als kooperieren.


  Die Gefahr einer Marginalisierung liegt also insbesondere in der Organisationsstruktur begründet. Die Piraten sind sehr stark mit sich selbst beschäftigt, sie suchen keine Allianzen mit Interessengruppen oder Multiplikatoren. Die breiten sozialen Bündnisse, auf welche die etablierten Parteien bislang mehr oder weniger ausgeprägt setzen, liegen ihnen fern. Die Piratenpartei ist radikalindividualistisch und lehnt die korporativen Elemente einer entwickelten Gesellschaft entschieden ab. Damit fehlen ihr jedoch wichtige gesellschaftliche Kommunikationskanäle und Rückzugsräume, in denen andere Parteien sich erneuern können. Viel zu sehr pflegen die Piraten dafür ihre binnenzentrierte Kommunikationsweise; für eine mittlere Zeitperspektive muss das jedoch kein Problem sein, wie die Strömungsauseinandersetzungen bei den frühen Grünen zeigen.


  Dass es mit der Piratenpartei weiterhin aufwärts geht bzw. dass die junge Partei sich dauerhaft etablieren kann, ist also keineswegs gesichert. Die Volatilität der Wählerschaft könnte sie durchaus schnell wieder ins parlamentarische Aus befördern. Selbst wenn der Partei noch Erfolge bei den Wahlen im Jahr 2013 beschieden sein sollten, wird die Konsolidierung eine immense Herausforderung darstellen. Die Piraten werden dabei früher oder später an den Punkt gelangen, an dem die Ideale und Organisationsprinzipien, welche die Partei gegenwärtig pflegt, in Widerspruch geraten zu den Erfordernissen der Effizienz, Verbindlichkeit und Klarheit. Gerade wenn die Piraten irgendwann in feste Koalitionen eingebunden werden, dürften die Widersprüche schnell aufbrechen. Die Partei steht dann vor einem Dilemma: Gegenwärtig wird sie ja gerade (auch) deswegen gewählt, weil sie anders ist, andere Rituale pflegt, sich absetzt von der etablierten politischen Kultur. Die Professionalisierung von Strukturen oder Entscheidungsprozessen dürfte dann auch als Profanisierung wahrgenommen werden, Blessuren hinterlassen und einen partiellen Austausch der Anhängerschaft mit sich bringen.


  An dieser Stelle ist der Vergleich mit den Grünen überaus angebracht: Nach der Wahlniederlage 1990 begann die Reorganisation, die sogenannten »Fundis« spalteten sich ab, und nach dem Regierungseintritt 1998 verlor man auch noch den pazifistischen Flügel. Dennoch konnte die Partei am Ende erfolgreich bestehen. Die Grünen verfügten allerdings über ausreichende finanzielle Ressourcen, konnten sich auf ein gewachsenes Milieu stützen, hatten Übung im Koalitionsgeschäft und Erfahrung mit Regierungsämtern. Von alldem sind die Piraten gegenwärtig weit entfernt, und die Partei ist in diesem Punkt auch recht ehrlich: Sie sieht sich für Koalitionen, für Regierungsaufgaben und Ähnliches noch nicht gewappnet. Über die Grünen der achtziger und neunziger Jahre ließe sich in verschiedener Hinsicht dasselbe sagen, doch die Partei hat ihre machtpolitischen Optionen schließlich relativ zügig wahrgenommen. Aus ihren Bündnissen erst auf kommunaler, dann auf Landes- und schließlich auf Bundesebene haben die Grünen eindeutig gelernt. Es ist insofern durchaus möglich, dass es bei den Piraten eines Tages ähnlich laufen könnte.


  Kurzum: Es wird spannend sein zu beobachten, wie die Piratenpartei den diversen Herausforderungen begegnen wird, die sich ihr zwangsläufig stellen werden. Viel dürfte davon abhängen, welche Schlüsse die etablierten Parteien aus den Erfolgen der Piraten ziehen. Bislang haben sie wohl nur realisiert, dass sie sich intensiver mit Fragen der Netzpolitik beschäftigen müssen, mit dem Auftreten der Piraten scheinen sie sich noch nicht so recht auseinandergesetzt zu haben. Jedenfalls gibt es bislang in keiner Partei eine elaborierte Debatte über den Zustand der repräsentativen Demokratie und die daraus abzuleitenden Anforderungen an eine Reform der selbigen. Zudem ist nicht erkennbar, dass die Parteien versuchen, gesellschaftliche Verbindungen zu reaktivieren oder neu zu schaffen. Dadurch könnte sich die Repräsentationskrise weiter vertiefen. Ob davon dann aber die Piraten dauerhaft profitieren, sei dahingestellt. Die daran anschließende Frage lautet aber, wohin sich die amorphe Protestmasse dann wenden wird.
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